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Ausländerpolitik für die achtziger Jahre
Miteinander leben lernen
Auslän
Barbara John

Vom 25. September bis 1. Oktober wurde von der Evan-
gelischen Kirche In Deutschland, der Griechisch-orthodoxen
Metropolie und der Deutschen Bischofskonferenz unter dem
Motto „Ängste überwinden — zur Nachbarschaft finden"
eine „Woche der ausländischen Mitbürger" durchgeführt.
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat in einem Grußwort den
christlichen Kirchen in der Bundesrepublik Dank und An-
erkennung für ihren Dienst um eine bessere Verständigung
zwischen In- und Ausländern ausgesprochen.

Gegenwärtig konzentriert sich die ausländerpoliti-
sche Diskussion in der Bundesrepublik auf die Her-
absetzung des Einreisealters für die ausländischen,
insbesondere türkischen Kinder. Diese Frage ist den-
noch keinesfalls der Angelpunkt der Ausländerpolitik,
obwohl einige Stimmen das gern glauben machen
wollen. Im Gegenteil: Diese administrative Maßnahme
würde lediglich nur noch ein Randproblem regeln,
das ohnehin von Monat zu Monat an Bedeutung ver-
liert.

Es besteht gegenwärtig eigentlich wenig Veran-
lassung, die hohen Ausländerzahlen als das Kern-
problem der Ausländerpolitik zu beschwören, wie es
noch vor kurzem der Fall war. Seit Beginn des Jahres
1983 sind die Zahlen rückläufig; dieser Trend wird
weiter anhalten und sich sogar noch verstärken, wenn
die Bundesgesetze zur Rückkehrhilfe in Kraft treten.
Die wirtschaftlich schwierigen Zeiten treffen die aus-
ländischen Familien viel härter als deutsche, so daß
viele von ihnen in die Heimat zurückkehren, wenn
ein bescheidenes Auskommen gesichert ist. Rückkehr
macht die Integrationspolitik keineswegs überflüssig,
selbst wenn eine Reihe der ca. 280 000 arbeitslosen
Ausländer diesen Weg wählen. Integrationspro-
gramme werden umso notwendiger für die hier
lebenden Ausländer, weil sie sich — im Gegensatz
zu den Rückkehrern — nun für einen Daueraufenthalt
bei uns entschieden haben. Damit hat sich die Situa-
tion geklärt: Die Bundesrepublik ist zu einem Land
geworden, in dem sich verschiedene nationale Min-
derheiten auf Dauer aufhalten werden.

Es gilt nun, sich auf die Realitäten einzustellen und
den Gedanken nicht mehr zu verdrängen, daß neben
den EG-Ausländern auch eine große Zahl türkischer
Familien auf Dauer bei uns leben wird. Ihre An-
wesenheit bedroht weder unsere Identität, noch ver-
schärft sie die wirtschaftlichen Schwierigkeiten.

Die Hauptaufgabe der Ausländerpolitik der acht-
ziger und neunziger Jahre besteht darin, das Zusam-
menleben zwischen Mehrheit und Minderheit so zu
gestalten, daß es mit der Zeit immer reibungsloser
wird. Das wird langfristig nur gelingen, wenn neben
klimatischen Verbesserungen auch wirksame auslän-
derspezifische Integrationshilfen über einen langen
Zeitraum angeboten werden. Was die Klimaverbesse-
rung angeht, so sind in erster Linie die Politiker an-
gesprochen.

Von Ausländergruppierungen, aber auch von Deut-
schen, werden oft die Äußerungen und Handlungen
der Politiker für „ausländerfeindliche" Tendenzen in
der Bevölkerung verantwortlich gemacht. Auch wenn
dies übertrieben ist, liegt hier sicher ein Problem.
In einer Demokratie muß die Regierung von der Mehr-
heit der Bevölkerung getragen werden. Das bedeutet:
Sie muß eine Politik machen, die für eine Mehrheit
akzeptabel ist. Allerdings würde der tiefere Sinn
unseres Verfassungssystems verfehlt, wenn Politik
sich an emotionalen Stimmungen und oberflächlichen
Meinungen in der Öffentlichkeit orientierten, statt ihre
Aufgabe auch in der Führung und aktiven Mitgestal-
tung der Meinungsbildung zu sehen. Bisweilen erlie-
gen Politiker beim Ausländerthema der Versuchung
des zustimmenden Echos und des Zugewinns von
Wählerstimmen bei fragwürdigen Gruppen. Im gro-
ßen und ganzen ist aber ein verantwortungsbewußter
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Konsens der großen Parteien in ausländerpolitischen
Grundsatzfragen durchgehalten worden.

Aber selbst wo Politiker ihre Aufgabe verantwor-
tungsvoll wahrnehmen, können sie nicht unterstellen,
daß die Deutschen ein Volk von moralischen Helden
sind, die bereit wären, ihre berechtigten Interessen
oder auch nur ihre verständlichen Bedürfnisse unein-
geschränkt zugunsten der noch stärker benachteilig-
ten Ausländer zurückzustellen. Vernünftige Politik
machen heißt also, die Interessen der deutschen Be-
völkerung angemessen zu berücksichtigen, heißt z. B.
im Interesse der Lernchancen deutscher Kinder (und
auch der ausländischen) die Anzahl ausländischer
Schüler mit sprachlichen Defiziten in Klassenverbän-
den zu begrenzen. Hierbei ist man nun vor Beifall von
„falschen Freunden" nicht sicher: Gruppen, die eine
diskriminierende Haltung gegenüber Ausländern ein-
nehmen, zollen Beifall, interpretieren solche vernünf-
tigen Forderungen als Zugeständnisse an ihre ganz
anders gearteten Ziele, fordern konsequentere
Schritte in derselben Richtung. Das belastet das
Sozialklima über die Härten hinaus, die mit derarti-
gen Maßnahmen für die Ausländer ohnehin verbun-
den sind.

Die Ausländer wiederum fühlen sich von derartigen
Maßnahmen und Plänen nicht nur objektiv und kon-
kret betroffen, sondern sie erleben sie auch - meist
in Unkenntnis über den Sinn und das tatsächliche
Ausmaß der politischen Entscheidung — als Symptom
einer allgemeinen „Einkreisungs- und Ausgrenzungs-
strategie" der deutschen Gesellschaft. Das wirkt sich
natürlich wiederum negativ auf ihren Integrations-
willen aus.

Umgekehrt werden großzügige Integrationsange-
bote an die Ausländer von, ihrerseits oft benach-
teiligten, deutschen Sozialgruppen, leicht als unge-
rechtfertigte Bevorzugung verstanden und wecken
latente Konkurrenz- und Überfremdungsängste.

Der Politiker kann es in der Ausländerproblematik
nicht nur nicht allen, sondern oft keinem gerecht
machen. Das ausländerpolitische Terrain liegt voller
Tretminen, und unvermeidlich wird er die eine oder
andere hochgehen lassen; das ist solange kein Un-
glück, wie er sich schützend vor die Minderheiten
stellt, die in soziale Bedrängnis geraten.

Gezielte Eingliederungsprogramme sind eine not-
wendige Engänzung; denn alles in allem befinden
sich die Ausländer in unserer Gesellschaft in einer
hilflosen Lage; sie ist nach Ausmaß und Intensität
nicht mit den Schwierigkeiten zu vergleichen, die
auch die Deutschen, besonders die, die in Ausländer-
ballungsgebieten wohnen, ihrerseits mit den Aus-
ländern haben.

Der Randgruppenstatus läßt sich u. a. an folgenden
Merkmalen deutlich ablesen:

— die niedrige Schulerfolgsquote türkischer Kinder,

— die auffällig geringe Zahl von ausländischen
Auszubildenden,

— die Wohnsituation türkischer Familien
(Substandardwohnungen in Ballungsgebieten),

— die Beschäftigungsstruktur, nach der Ausländer
vorwiegend in gewerblichen Hilfsberufen

(z. B. Textilarbeiter, Montage-, Verpackungs-,
Transportarbeiter) und in Dienstleistungsberufen
mit geringen Qualifikationsanforderungen
(z. B. Hilfskräfte in der Gastronomie) tätig sind,

- die Benachteiligung bei der Vergabe von
Arbeitsplätzen und Wohnungen.

Angesichts dieser Hilfslosigkeit ist es verständlich,
wenn die Ausländer Kontakt und Unterstützung vor
allem unter ihresgleichen suchen, sich z. T. verstärkt
an ihren traditionellen nationalen und religiösen Wer-
ten orientieren. Nur führt das zu einer Verstärkung
der Isolation, was wiederum den Zustand der Des-
orientierung und Desintegration zementiert und Ab-
wehr und Diskriminierung von selten bestimmter Teile
der deutschen Bevölkerung steigert. Hier entstehen
leicht Teufelskreise von wechselseitigem Kontaktver-
lust und Ablehnung, die es zu verhindern bzw. auf-
zulösen gilt.

Eine kurzfristige Verbesserung der sozialen Situa-
tion ausländischer Familien kann allerdings von Inte-
grationsmaßnahmen nicht erwartet werden. Die viel-
fältigen Ursachen - z. B. geringes formales Ausbil-
dungsniveau der 1. Ausländergeneration, anders-
artige Wert- und Aufstiegsorientierungen, aber auch
kollektive Vorurteile gegenüber Ausländern - ver-
bunden mit Diskriminierungen — lassen sich nicht von
heute auf morgen beseitigen. Gerade Integrations-
politik muß einen langen Atem haben und muß gerad-
linig verlaufen, wenn sie langfristig Erfolge zeigen
will. Ziel aller integrationspolitischen Maßnahmen ist
es, die Randgruppenexistenz und ihre Bedingungen
schrittweise aufzuheben.

Das läßt sich vor dem Hintergrund der beschrie-
benen Probleme folgendermaßen konkretisieren:

1. Integration bedeutet Herstellung von Rechtssicher-
heit für Ausländer und bis zu einem gewissen Grad
auch: Herstellung von Rechtsgleichheit innerhalb
der Grenzen, die durch den Begriff „Ausländer"
per definitionem gezogen sind.

2. Integration bedeutet weiter: Schaffung von fairer
Chancengleichheit im Bildungssystem, in der Wirt-
schaft und in sozialer Hinsicht. Wir müssen die aus-
ländischen Kinder und Jugendlichen so ausbilden,
daß sie eine echte Wettbewerbschance haben.

3. Integration bedeutet schließlich: Schrittweiser Ab-
bau der sozialen und kulturellen Distanz zwischen
Deutschen und Ausländern; wechselseitige Be-
kanntheit, Verständigung, Akzeptanz; Beseitigung
von Vorurteilen und Diskriminierungen.

4. Integration bedeutet nicht von vornherein - sie
kann es langfristig auch bedeuten —: Assimilation,
ununterscheidbare Gleichheit zwischen Deutschen
und Ausländern, in sprachlicher und kultureller, in
sozialer und religiöser Hinsicht. Nur der Ausländer,
der sich in seiner kulturellen Identität sicher und
unangefochten fühlt, hat die Freiheit, sich aktiv
und interessiert den Normen und Lebensformen
der deutschen Gesellschaft zu öffnen. Muß er dies
unter Zwang tun, wird er entweder zum Heuchler,
zum Opportunisten oder er stürzt in schwere per-
sönliche Konflikte, die ihm die notwendigen An-
passungsleistungen erst recht erschweren. Die
interkulturellen Konflikte sind schon ohne derarti-



gen Zwang bei den hier aufwachsenden ausländi-
schen Jugendlichen schwer genug.

Trotz großer Schwierigkeiten gibt es inzwischen
viele Hinweise darauf, daß sich die türkischen Fami-
lien zielstrebig auf ein Leben bei uns einrichten.

Dazu gehören u. a.:

I.Die sinkenden Geldüberweisungen in die Türkei
(das heißt, die Pendelexistenz — im Ausland ver-
dienen, in der Heimat investieren — wird langsam
aufgegeben)

2. Ein drastischer Anstieg von türkischen Jugend-
lichen, die eine qualifizierte Berufsausbildung an-
streben

3. Gesteigerte Ansprüche an die Wohnverhältnisse

4. Eine wachsende Anzahl von Ausländern, die über
einen verfestigten Aufenthaltsstatus verfügen, das
heißt, sie sind in Besitz einer unbefristeten Auf-
enthaltserlaubnis oder sogar einer Aufenthaltsbe-
rechtigung.
Dramatisierende Situationsdarstellungen zur Aus-

länderfrage geben weder ein zutreffendes Bild der
Wirklichkeit noch leisten sie Entscheidungshilfen; sie
verstärken nur unbegründete Ängste und ohnehin
vorhandene Vorurteile bei der deutschen und bei der

ausländischen Bevölkerung. Das gleiche bewirken
auch Prognosen darüber, daß es Mauern zwischen
Menschen verschiedener kultureller Herkunft gibt,
Mauern, die unüberwindbar sind.

Auch flüchtig und gedankenlos dahingeworfene
Schlagworte, wie z. B. „Landnahme", „Ausländerflut",
„Überfremdung" tragen nicht dazu bei, das Verständ-
nis zu verstärken; solche Auffassungen können aber
dazu führen, daß es zu den vorausgesagten unüber-
brückbaren Gegensätzen auch tatsächlich kommt;
denn fehlende Förderung und das Gefühl, nicht er-
wünscht zu sein, können bewirken, daß sich die Aus-
länder von unserer Gesellschaft abwenden und auf
sich selbst zurückziehen. Unsere freiheitliche Rechts-
ordnung, aber auch — und vor allem — die Abwesen-
heit von wirtschaftlichem Elend ermöglichen es allen,
ohne Überforderung die unvermeidlich auftretenden
Abgrenzungen zwischen deutscher Mehrheit und Min-
derheit schrittweise zu überwinden.

Barbara John ist Ausländerbeauftragte
des Senators für Gesundheit, Soziales und

Familie in Berlin.

Ungewöhnliche Gefahren erfordern ungewöhnliche Mittel
Kritische Worte zur Friedensverlautbarung
des ökumenischen Rates in Vancouver

Horst G. Pöhlmann

Vom 24. Juli bis 10. August 1983 tagte
in Vancouver die 6. Vollversammlung
des Ökumenischen Rates der Kirchen
(ÖRK). In die Schlagzeilen bundesdeut-
scher Medien geriet „Vancouver" vor
allem durch ein Referat von Prof. Doro-
thea Solle, In dem sie die Bundesrepu-
blik Deutschland ein „wohlhabendes
und militaristischen Land nannte. Auf-
sehen erregte die „Erklärung zu Frieden
und Gerechtigkeit" des ÖRK vor aflem
durch die Aussage, daß für die Kirche
die Zeit gekommen sei, sowohl die Her-
stellung und Stationierung als auch den
Einsatz von Atomwaffen als Verbrechen
gegen die Menschheit zu verurteilen.
Mit dieser Aussage setzt sich der Osna-
brücker Theologe Prof. Dr. Horst G.
Pöhlmann kritisch auseinander.

Jeder Christ wird der „Erklärung
zu Frieden und Gerechtigkeit" des
ökumenischen Rates zustimmen,
wenn sie den Atomkrieg verurteilt,
ebenso wenn sie sich gegen das
„Wettrüsten" ausspricht und vor der
Gefahr des atomaren Holocaust
warnt, der zur „totalen Selbstzer-

störung" der Menschheit führen
kann. In der Tat sind wir mit einer
„Situation" konfrontiert, „in der die
Wahrscheinlichkeit besteht ..., daß
das Leben auf unserem Planeten
zerstört wird. Ein Augenblick gei-
stiger Verwirrung, ein falsch kalku-
liertes strategisches Abenteuer, ein
zufälliges Zusammentreffen von
Computerfehlern, eine Fehlein-
schätzung der Absicht des Anderen,
ein schlichtes Versehen, jeder die-
ser Punkte könnte einen nuklearen
Holocaust auslösen". Zu Recht ruft
der ÖRK die Kirchen auf, „ihre Be-
mühungen zu verdoppeln, um ihre
Regierungen zu überzeugen, daß
sie auf dem Verhandlungsweg zu
einer Einigung gelangen" in der
Frage der Abrüstung. Als Befürwor-
ter des Nato-Doppelbeschlusses bin
ich der Meinung, daß er nur zu
rechtfertigen ist als Strategie der
Abrüstung und als Mittel, einen
Atomkrieg durch Abschreckung zu
verhindern. Ich möchte mich daher
mit aller Schärfe gegen eine Politik

des Kalten Krieges in Ost und West
aussprechen, die im Atomkrieg ein
ethisch noch erlaubtes Mittel sieht,
internationale Konflikte zu lösen.
Die Befürworter des Doppelbe-
schlusses sollten daher das legitime
Grundanliegen der Friedensbewe-
gung bejahen, das auch das ihre ist,
sollten sich mit allen eins wissen,
die mit ihnen einen Atomkrieg ver-
hindern wollen, sollten sich betrof-
fen machen lassen von jungen Men-
schen, die für den Frieden schwei-
gen und fasten — selbst wenn dies
mit einem falschen Absolutheitsan-
spruch geschieht; sollten sich dar-
über freuen, daß es junge Men-
schen gibt, die übergreifende Ziele
haben und nicht nur den Zweck
ihres Lebens im Geldverdienen und
Geldausgeben erblicken, die die
Sinnfrage nicht — wie so viele — im
Himbeerwasser des Flachsinns und
der Indifferenz ertränken. Der In-
differentismus ist der Feind. Der
Indifferentismus, der sich der Frage
des Friedens, der sich der Frage,
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ob Nachrüstung oder nicht, gar
nicht stellt und einfach zur Tages-
ordnung übergeht. Ganz zu schwei-
gen von einer Theologie des Kal-
ten Krieges, die einen Atomkrieg
als „eschatologisches endzeitliches
Zeichen" und als „Notmaßnahme
Gottes" deutet, gut genug, um in
einem antikommunistischen Kreuz-
zug die UdSSR zu zerstören. Als
wäre der Mensch und nicht Gott
der Gerichtsvollzieher der Geschich-
te! Die Fronten scheinen heute im
Grunde ganz anders zu verlaufen
als man auf den ersten Blick an-
nehmen möchte.

Doch der ÖRK hat seine geist-
liche Autorität mißbraucht, wenn er
nicht nur den „Einsatz" sondern
auch die „Herstellung und Statio-
nierung von Kernwaffen" als „Ver-
brechen gegen die Menschheit"
brandmarkt und somit christlich ille-
gitimiert. (Ganz im Unterschied zur
EKD-Friedensdenkschrift 1981!) Be-
kanntlich soll nach Meinung der
Befürworter der Nachrüstung der
Krieg durch den Doppelbeschluß
doch gerade verhindert und der
Friede gesichert werden. Es ist un-
verantwortlich, wenn der ÖRK in
einer so schwierigen Frage, wo
Christen naturgemäß verschieden
entscheiden — weil es um die Wahl
des kleineren von zwei Übeln, nicht
um eine Wahl zwischen Gut und
Böse geht - die eine der beiden
Lösungen mit der Aura der ethi-
schen Eindeutigkeit umgibt. Da-
durch wird allen Christen, die nicht
ohne sondern durch Waffen Frieden
schaffen wollen, de facto das
Christsein abgesprochen. Die Folge
wird u. a. die Vergleichgültigung
der Politiker gegenüber der Kirche
sein, die eigene Wege gehen wer-
den oder die ihnen zugewiesene
Rolle, eben „keine Christen zu
sein", internalisieren („Frieden
schaffen ohne Pfaffen").

Aber handelt es sich denn nicht
doch um eine eindeutige ethische
Entscheidung, die jeder Christ
gleich fällt? Ethisch eindeutig ist für
den Christen das Ja zum Frieden,
aber nicht die verschiedenen Wege
zum Frieden. Es geht hier um eine
Pflichtenkollision, wo ich als Christ
zwischen Böse und Böse, nicht zwi-
schen Gut und Böse wählen muß,
wo ich also in jedem Fall Schuld
übernehmen muß. Es gibt Christen,
die mit gutem Recht den Doppelbe-
schluß ablehnen, weil sie dadurch
befürchten, daß die Rüstungsspirale

sich immer weiter hochdreht, wäh-
rend andere Christen umgekehrt
ebenso mit gutem Recht den Dop-
pelbeschluß bejahen, weil ihrer
Meinung nach nur er diese
Rüstungsspirale stoppt. Sie meinen,
nur durch das Gleichgewicht der
Waffen könne ein Krieg verhindert
werden, weil es jeden Angriff der
Sowjets für sie zu einem unkalku-
lierbaren Risiko macht. Es verbietet
sich für eine Kirchenleitung von
selbst, in einer Pflichtenkollision,
wo Christen eo ipso verschieden
entscheiden, eine der beiden Ent-
scheidungen kirchlich zu sanktio-
nieren und aus einer Ermessens-
frage eine Glaubensfrage zu ma-
chen. Hätte der ÖRK nicht eher die
Aufgabe gehabt, zwischen den bür-
gerkriegsähnlichen Fronten zu ver-
mitteln und darauf hinzuwirken,
daß Christen sich in ihrer verschie-
denen Gewissensentscheidung ak-
zeptieren?

Warum habe ich mich persönlich
— nach langem Hin und Her — für
den Doppelbeschluß entschieden?
Er ist für mich das kleinere Obel
(wenn auch ein Übel), weil ich dem
Sowjetsystem den Friedenswillen
absprechen muß, wenn es in einer
Zeit intensiver Entspannungsbe-
mühungen seit 1969 die 1979 aufge-
stellte SS 20 plante und herstellte.
Der Westen wäre von einer Macht,
die im Besitz dieser alles Bisherige
in Schatten stellenden Waffe —
selbst im Frieden - erpreßbar und
abhängig geworden, wenn er ihr
nicht etwas Gleichwertiges entge-
gengesetzt hätte. Auch ein Christ
kann nicht zusehen, daß die Welt in
ein globales Afghanistan und in eine
Universaldespotie verwandelt wird.

Darf ein Theologe so reden? Hat
uns Christus nicht die Feindesliebe
geboten? Doch das Gebot der Fein-
desliebe setzt die Realität des Fein-
des voraus. Auch der Theologe hat
das Böse beim Namen zu nennen
und er darf es nicht zum Guten
umlügen (Jes. 5,20). Der ÖRK
spricht davon, daß „Christus die
Mächte des Bösen überwunden hat"
und „in ihm alles neu geworden
ist". Er übersieht aber dabei, daß
wir trotzdem noch in einer uner-
lösten und gefallenen Welt leben,
deren Sachzwänge und Eigenge-
setzlichkeiten wir nicht schwärme-
risch überspringen können. Ob-
schön die neue Welt (neuer Aon)
nach dem Neuen Testament in
Jesus Christus angebrochen ist,

leben wir noch in der alten Welt
(alter Aon). Man kann folglich eine
Stadt so wenig zur atomwaffen-
freien Zone erklären wie man sie
zur einbruchsfreien Zone erklären
kann. Ebensowenig wie man die
Polizei abschaffen kann, damit es
keine Rechtsbrecher mehr gibt,
kann man eine menschenverach-
tende Despotie in ihre Grenzen ver-
weisen, indem man einseitig ab-
rüstet. Ich stelle gerne immer wie-
der Mitgliedern der Friedensbewe-
gung die Frage, ob sie nicht 1936
eine Nachrüstung Englands und
Frankreichs begrüßt hätten ange-
sichts der Hochrüstung Hitlers, um
ihn so per Abschreckung an seinem
verbrecherischen Krieg zu hindern.
Aber kann man — so werde ich
rückgefragt - das Sowjetsystem -
ich rede nicht von den Menschen in
der UdSSR sondern vom System
der UdSSR! - mit dem Nazisystem
vergleichen? Ich glaube, ja. Denn
dieses System ist per definitionem
expansiv, weil es die gewaltsame
Weltrevolution zum Ziel hat. Ohne
dieses Ziel würde es sich um seinen
Sinn bringen. Um dieses Ziel zu er-
reichen, ist ihm jedes Mittel recht,
auch das des Atomkrieges, wie Ver-
lautbarungen der DDR und der
UdSSR zeigen (vgl. G. Brakelmann,
Abschaffung des Krieges GTB Sie-
benstern 1077 S. 28 f.; M. Spieker,
Beilage zu „Das Parlament" B 17/
83 S. 17f.). In ihnen wird u.a. die
These vertreten, daß ein Atomkrieg
seitens des Ostblocks ein „gerech-
ter Krieg" und die „Fortsetzung der
Politik der kämpfenden Klassen"
sei (so der Minister für Nationale
Verteidigung der DDR, Armeegene-
ral Heinz Hoffmann). Es gab mir zu )
denken, als mir ein verfolgter Re-
gimekritiker im Ostblock kürzlich
sagte: „Hoffentlich rüstet ihr nach,
sonst sinken für uns die Chancen
der Freiheit!"

Sicher gibt es auch im Westen
menschenverachtende Diktaturen,
die bisweilen sogar von Westmäch-
ten unterstützt werden, nur weil sie
antikommunistisch sind. Wird unser
freiheitliches System nicht durch
solche inkonsequenten Maßnahmen
kompromittiert? Sie sind so absurd
wie wenn ein Feuerwehrmann
einen Brand mit Benzin löschen
würde.

Der Dopelbeschluß war m. E. un-
ausweichlich. Man kann eine unge-
wöhnliche Katastrophe nicht mit ge-
wöhnlichen Mitteln verhindern, son-



dem nur mit ungewöhnlichen. In
der Politik geht es nicht selten ganz
nüchtern darum, durch Schlimmes
noch Schlimmeres zu verhindern.
Die Theologie wird weltfremd, wenn
sie darüber hinwegsieht und nur in
hehren Prinzipien denkt, die sie mit
großer Gewichthebergeste hoch-
hält. Ihre den Pragmatismus des
Alltags überwölbenden Formeln
greifen nicht. Sie muß umgekehrt
dem Politiker einen Kompaß an die
Hand geben, mit dem er sich durch
die Sachzwänge und Eigengesetz-
lichkeiten des Politischen hindurch-
findet. Nicht zuletzt müßte die refor-
matorische Theologie um die Reali-
tät des Bösen und die Grenzen des
menschlich Möglichen wissen. Die
Friedensverlautbarung des ÖRK
läßt diese nüchterne Einschätzung
der Realität vermissen, wenn er
dauernd Iststand und Sollstand ver-
wechselt und die wichtige Unter-
scheidung von absolutem und rela-

tivem Frieden, Gottesfrieden und
Menschenfrieden nicht kennt, die
Unterscheidung der beiden Reiche.
Die Erfahrung der Menschheitsge-
schichte zeigt — denke ich — über-
deutlich, daß der Mensch aus eige-
ner Kraft keinen absoluten Frieden,
sondern — wenn überhaupt — dann
nur relativen Frieden schaffen kann,
daß der absolute Friede, den er er-
sehnt, ein Geschenk ist, eben das
Reich Gottes. Diese Erkenntnis
würde unser Tun entkrampfen, das
durch absolute theologische For-
meln nur in Werkgerechtigkeit und
Verzweiflung getrieben wird.

Und die Forderung der Bergpre-
digt? Sie hat den Einzelnen zum
Adressaten, nicht die Institution des
Staates. Das geht klar aus dem
Kontext der Bergpredigt (Matth.
5-7), dem Matthäusevangelium her-
vor: Jesus hat von dem Hauptmann
von Kapernaum nicht verlangt, daß

er seinen Soldatenberuf aufgeben
soll, als er Jünger Jesu wurde
(Matth. 8,5 ff.). Im Unterschied zur
gewaltlosen Liebe der Bergpredigt
wird in Matth. 20,25 die Funktion des
Staates mit dem Begriff „Gewalt"
umschrieben. Er ist ein Phänomen
des alten Äons, der im Gehen und
Vergehen begriffen ist und eine
Sündenfallsordnung, während die
gewaltlose Liebe den neuen Aon
kennzeichnet. Das wird überdeutlich
aus Rom. 13. Auch hier wird das
Wesen des Staates mit dem „Ge-
walf'-Begriff definiert (Rom. 13,1)
und er hat die Aufgabe, dem Bösen
zu wehren (Rom. 13,3 ff.). Anders
die Bergpredigt mit ihrem Gebot
„dem Bösen nicht zu wehren"
(Matth. 5,39), der Maxime der neuen
Welt Gottes. Der Christ, der zwi-
schen zwei Welten lebt, muß diese
Spannung durchhalten. Wir leben
noch in der alten Welt, wenn wir
auch auf eine neue Welt hoffen.

Christen vor der Friedensfrage
Hartmut Löwe

Im Mittelpunkt des 6. Schloß-Burger-
Gespräches des Evangelischen Arbeits-
kreises standen zwei Vorträge von Bun-
destagspräsident a. D. Kai-Uwe von
Hassel und dem Vizepräsidenten der
EKD-Kanzlei, Dr. Hartmut Löwe.

l.

Frieden — manchmal scheint es,
als seien in diesem einen Wort alle
Hoffnungen, Sehnsüchte, Wünsche
und Sorgen der Menschen versam-
melt. Die einen rufen es immer lau-
ter hinein in eine friedlose Welt,
die anderen können es kaum noch
hören. Besonders in der evange-
lischen Christenheit, aber durchaus
nicht nur in ihr, kommt es zum
offenen Streit über ein Wort, das
den Streit beenden und überwinden
möchte. Es kommt zur Auseinander-
setzung über ein Ziel, das das
Ende ist aller Gegensätze. Es ent-
steht Verwirrung über eine Kirche,
die doch zur Orientierung helfen
und die Ratlosigkeit mindern soll.

In den letzten Jahren stand das
Thema Frieden irgendwann auf der
Tagesordnung jeder Synode. Die
mittlerweile entstandenen Erklä-

rungen sind kaum noch zu über-
sehen. Der eilige Beobachter kann
den Eindruck gewinnen, unsere Kir-
che habe über dieser Friedensinfla-
tion die Rede von Gott und den Ruf
zum Glauben vergessen. Denn
wenn auch das Wort Friede Raum
hat für den ganzen Reichtum des
Glaubens — es ist im Alten und
Neuen Testament zentral verankert
und hat immer wieder Verstand und
Herz christlicher Denker herausge-
fordert, nahezu alle Themen sam-
meln sich in ihm wie in einem
Brennpunkt —: die ausschließliche
Konzentration auf nur einen Begriff,
der durch seinen viel zu häufigen
und unterschiedlichen Gebrauch
verschlissen und blind geworden
ist, bringt beträchtliche Gefahren
mit sich. Das Interesse, dem Ge-
spräch der Zeitgenossen nahe zu
sein, kollidiert mit der Pflicht zum
Widerstand gegenüber dem Geist
der Zeit. Noch niemals ist Anpas-
sung dem Glauben gut bekommen,
liegt er doch immer wieder quer
zum allgemeinen Bewußtsein mit
seinen konservativen oder progres-
siven Vorurteilen. „Wer sich mit
dem Zeitgeist vermählt, wird bald

zum Witwer", warnt der amerika-
nische Soziologe Peter L. Berger.

Aber trotz dieser Einschränkun-
gen und Besorgnisse schon in ter-
minologischer Hinsicht: die Sache
des Friedens gehört zum Auftrag
der Christen. Nicht nur dem Frieden
des Herzens, auch dem Frieden in
einem Gemeinwesen, dem Frieden
zwischen Völkern, dem friedlichen
Ausgleich zwischen Gegnern gilt
die Leidenschaft des Glaubens. Wo
der Friede gefährdet, wo er zerbro-
chen ist, erinnern sich Christen an
das Wort ihres Meisters, der selig
nennt, die Frieden stiften (Mt 5,9).
Wo aber ist der Friede gefährdet?
Was führt zum Streit, zu Auseinan-
dersetzungen, zum Krieg? Schon
hier gehen die Meinungen ausein-
ander. In der Analyse der Gefahren
besteht keine Einigkeit.

Gäbe es keine Waffen, so könn-
ten keine Kriege geführt werden.
Eine Welt ohne Waffen ist freilich
ein Traum, sie hat es noch nicht
gegeben. Aber die Waffen unserer
Zeit bedeuten eine Zäsur. Niemals



zuvor in der Geschichte gab es das
gegenwärtige Vernichtungspoten-
tiai. Hiroshima ist zum Symbol des
Schreckens geworden. Das Grauen
vor einer zur Wüste gewordenen
Erde ohne menschliches Leben ist
kein Spuk in den Hirnen einiger
Sonderlinge und Querulanten, son-
dern weltweit mögliche Realität ge-
worden. Den Christen zu bedeuten,
sie sollten doch die Angst der Men-
schen nicht noch vermehren und
sich stattdessen intensiver um den
Himmel und lediglich religiöse Be-
lange kümmern, kann zum obszö-
nen Ratschlag werden: Mag sein,
daß die Christenheit derzeit zu
wenig an Gottes Himmel glaubt.
Aber so wenig — mit Heinrich Heine
- der Himmel den Spatzen gehört,
so wenig darf die Erde zum
Ort werden, auf dem der Teufel
seinen Todestanz aufführt. Im Mit-
telalter haben sich der Glaube an
die ewige Heimat bei Gott und die
medizinische Sorge für die Kranken
nicht ausgeschlossen. In der Gegen-
wart schließen entsprechend der
Glaube an die künftige Vollendung
und die Sorge für eine heute und
morgen bewohnbare Erde einander
nicht aus. Nicht selten sind die Ge-
wichte verschoben, erscheint das
religiöse Pathos für dieses irdische
Leben als zweifelhafter Ersatz für
verlorenes Gottvertrauen. Aber dar-
über darf kein Streit aufkommen:
Weil der Vollender der Welt auch
ihr Schöpfer ist, sind Christen nicht
nur für ein seliges Sterben, sondern
auch für ein gelingendes Leben ver-
antwortlich. Wer den irdischen Frie-
den wahrt, fördert und erneuert,
greift in kein fremdes Amt.

III.

Deshalb ist es nicht zu schelten,
wenn christliche Gruppen landauf
landab das Mittel der Prozession
gebrauchen, um vor Gott und den
Menschen für den Frieden zu
demonstrieren, auf den Frieden als
„Lebensbedingung unseres techni-
schen Zeitalters" (C. F. von Weiz-
säcker) hinzuweisen. Aber auch
solch energische Friedensliebe
führt nicht aus der Zweideutigkeit
menschlichen Tuns und der Unkal-
kulierbarkeit seiner Folgen heraus.
Sind etwa die zwei Drittel, die auf
dem Kirchentag in Hannover das
lila Halstuch nicht getragen haben,
Feinde des Friedens? Verstehen sie
ganz einfach die Zeichen der Zeit
nicht? Klar ist doch: Der öffentlich
demonstrierte Friedenswille schafft

noch lange nicht den Frieden her-
bei. Bestenfalls ist er seine Voraus-
setzung, schlimmstenfalls aber
seine Gefährdung, frei nach dem
Sprichwort: Es kann der Beste nicht
im Frieden leben, wenn es dem
bösen Nachbarn nicht gefällt. Mag
sein, daß es den ausschließlich
bösen Nachbarn in chemischer
Reinheit gar nicht gibt. Die Ge-
mengelage ist in der Regel kom-
plizierter. Aber das hinreichend
vorhandene Aggressionspotential,
Machtegoismen und Herrschlust
einfach zu leugnen, wäre purer
Leichtsinn, weil anthropologisch
naiv. Während man lange Zeit reich-
lich überzogen vom „Hitler in uns"
redete, sollten nun die Wölfe schon
zu Lämmern geworden sein? Ich
kann das nicht glauben. Die conditio
humana ist komplizierter gebaut.
Gute Absichten sind noch keine
Taten, Überzeugungen alleine ver-
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ändern nicht die Wirklichkeit, der
Friedenswille führt nicht gradlinig
zu mehr Verträglichkeit. Die Frie-
denssehnsucht muß unter den Be-
dingungen dieser Welt, zu denen
die Erfindung der Atombombe nun
einmal gehört, in Politik umgesetzt
werden. Und an diesem Punkte ver-
langen die prinzipiellen und abso-
luten Oberzeugungen konkrete
Schritte, die immer kontrovers sein
werden und die Realität einer
Freunde, Gegner und sogar Feinde
kennenden Welt nicht einfach über-
springen dürfen. Wenn die Diag-
nose richtig ist, daß sich die militä-
rischen Strategen wie in einer Berg-
wand verstiegen haben, dann kön-
nen zu laute Zurufe Gefahren aus-

lösen. Munter weitersteigen ist frei-
lich auch keine einleuchtende Emp-
fehlung: immer kürzere Vorwarn-
zeiten, ein immer größeres Vernich-
tungspotential, eine Lockerung des
seit Hiroshima einen atomaren
Krieg verhindernden Tabus, die
Volkswirtschaften und Ressourcen
immer stärker belastende Aufwen-
dungen sind eine ganz und gar
nicht einleuchtende Perspektive.
Das Argument der Erfahrung, das
sich auf die 38 Jahre Frieden in
Europa beruft, darf nicht strapaziert
werden und ist keine Garantie für
die Zukunft.

IV.

Und doch: Das Wort Frieden
scheint mir viel zu groß zu sein für
das, was derzeit unter uns zur Ver-
handlung steht. Das ist noch nicht
- Gott sei Dank - Krieg und nicht
sogleich schon — Gott sei's geklagt
— Frieden. Wir müssen, so mühsam
das auch ist, unsere Begriffe sorg-
fältig prüfen und wägen. Zumal
große Worte verlangen eine beson-
dere Behutsamkeit und Schonung.
Vor einiger Zeit schrieb ein Schwei-
zer Journalist: „Wer zu viel erwar-
tet, organisiert seine eigene Ent-
täuschung". Überfordern wir das
Wort Frieden, so produzieren wir
nicht einlösbare Erwartungen und
stehen am Ende da wie Hans im
Glück, aus dessen Goldklumpen
schließlich ein Mühlstein geworden
war. Es wäre schlimm, wenn wegen
zu hochgezüchteter Erwartungen
die Friedens-Euphorie in eine Frie-
dens-Depression umschlüge. Die
Sorge ist nicht unberechtigt, daß
das wirklich eintritt.

Die beste Medizin gegen solche
Anfälligkeiten ist ein nüchterner und
realistischer Blick für das, was
eigentlich zur Verhandlung steht:
das ist nicht die absolute Entschei-
dung zwischen Krieg und Frieden,
sondern viel vorläufiger, viel be-
scheidener, die relative Frage: Wie
ist mehr Frieden möglich? Wie las-
sen sich die Gefahren für den Frie-
den minimieren? Ober auch: Wie
läßt sich ein neuer Krieg verhin-
dern?

Auf diese Fragen gibt es keine
einfache und immer richtige Ant-
wort. In unserer Situation sollte
zweifellos der sogenannte Nato-
Doppelbeschluß vom Dezember
1979 die von jedem neuen Rü-
stungsschub ausgehenden Gefah-
ren für den Krieg minimieren, in-



dem vor einer angedrohten Statio-
nierung von Pershing Il-Raketen
und Cruise missiles als Antwort auf
die sowjetischen SS 20 zunächst
verbindliche Abrüstungsverhand-
lungen angeboten wurden. Diese
Verknüpfung von Angebot und
Drohung stellt ein neues politisches
Datum im Ost-West-Gegensatz dar.
Die innere Logik solch eines Han-
delns ist kaum zu widerlegen. Zum
Nachgeben gehört im politischen
Kräftespiel der Anreiz, einen Vor-
teil zu erlangen. Die Position des
Überlegenen gibt niemand freiwillig
auf, jedenfalls keine Weltmacht.
Das Dilemma bleibt: Wer sich nicht
einfach unterwerfen und schutzlos
dem Machtanspruch eines anderen
aussetzen will, muß bereit und fähig
sein, zunächst das Risiko für den
Gegner zu erhöhen, um die Risiken
insgesamt zu verringern. Wer aber
mit einem höheren Einsatz spielt,
versäumt nur zu leicht den geeig-
neten Zeitpunkt für Absprachen,
weil die militärische Sachlogik bis-
lang auf eine immer größere Verfei-
nerung der Waffensysteme drängt
und die Überlegung, daß Weniger
auch einmal Mehr sein kann, zu
dialektisch und nicht hinreichend
konventionell gedacht ist. Jedoch,
so viel ist evident: „Rüstungstech-
nik, die Stabilität bewirken soll,
schafft stets aufs neue Instabilität.
Die Mittel heben ihre Wirkung
selbst wieder auf. Das strategische
System des Ost-West-Konfliktes,
das auf Abschreckung beruht, wird
von einer Dynamik beherrscht, die
dem Ziel der Stabilität widerspricht.
Dieser Widerspruch trifft die Denk-
figur der Abschreckung im Kern:
das System von Drohung und Ge-
gendrohung erzeugt zwangsläufig
die irrationale Angst-Abwehr-Reak-
tion des Wettrüstens." (Heidelber-
ger Friedensmemorandum, S. 24).
Zudem: „Der Grundwiderspruch der
Abschreckungsstrategie, die Dees-
kalation durch Androhung der Es-
kalation erreichen zu wollen, wirkt
sich im Krisenverhalten nachteilig
aus, wenn wegen erwarteter Ge-
gen- und Präventivmaßnahmen des
Gegners Handlungszwänge entste-
hen, die zu Entscheidungen unter
Zeitdruck und Ungewißheit führen.
Selbstgesetzte Handlungszwänge
können eine krisenverschärfende
Summierung von Fehlentscheidun-
gen bewirken ... Waffentechnische
Innovationen wie die Erhöhung der
Treffgenauigkeit von nuklearen Trä-
gersystemen und die Verkürzung

der Vorwarnzeit schaffen in einer
Krise Anreize zum zuvorkommen-
den Waffeneinsatz ... Bestenfalls
entsteht mit der Abschreckungs-
drohung eine doppeldeutige Bot-
schaft, deren Empfänger sich mit
dem Widerspruch zwischen konkre-
ter Bedrohung und mitgeteilter
Kriegsverhinderungsabsicht kon-
frontiert sieht. Er kann aus einer
doppeldeutigen Botschaft keinen
eindeutigen Schluß ziehen" (ebd.,
S. 32 f.).

Es ist deshalb nicht nur verständ-
lich, sondern auch in einem hohen
Maße berechtigt, daß die Aporien
einer vorrangig militärischen Siche-
rung des Friedens bewußt gemacht
und zusammen mit dem Primat der
politischen Aufgabe, Voraussetzun-
gen für den Frieden zu schaffen,
worin auch Alternativen zur derzei-
tigen Militärstrategie enthalten sind,
angemahnt werden. Gewöhnung ist
hier kein guter Lehrmeister. Die
Ungeduld der eiligen Weltverbes-
serer kann aber ebenfalls folgen-
reichen Schaden anrichten.

V.

Christen, die ihre Bibel kennen
und die Welt mit den Augen Gottes
sehen, wissen: Wird der Krieg ver-
hindert — und das verlangt zweifel-
los alle Anstrengung —, so ist erst
eine, wenn auch eine unverzicht-
bare Voraussetzung geschaffen für
die Erhaltung des Friedens unter
den Menschen. Zum wahren Frie-
den aber gehört mehr: ein gedeck-
ter Tisch, Lust am Leben, sozialer
Ausgleich, freie Entfaltungsmöglich-
keiten, die Überwindung der Angst
vor dem Tode, die Erfahrung von
Sinn, die Gegenwart Gottes, Ge-
meinschaft mit anderen Menschen
u. a. m. Isaak der Syrer deutet die-
sen umfassenden Zusammenhang
an, wenn er sagt: „Vom Frieden
kommt die Heiterkeit des Herzens
und von der Liebe die Ruhe der
Seele".

Wer den Krieg verhindert, hat
diesen Frieden noch lange nicht er-
reicht. Sonst gäbe es nicht so viel
Friedlosigkeit und Zerrissenheit
unter uns, die wir ohne Krieg leben.
Manchmal, so denke ich, fehlen uns
Geduld und Atem auf dem Weg zu
mehr Frieden. Der Schrei nach Ab-
rüstung ist oft nur Ausdruck einer
sehr tief in uns sitzenden Aggres-
sivität und Friedlosigkeit. Zerfallen
mit uns selber, verlangen wir von
anderen, was wir selber nicht ha-
ben: Einklang mit der Welt und uns

selber, Harmonie, Frieden. Frieden
kehrt nicht schon ein, wenn es keine
Waffen und keine Abschreckungs-
doktrin mehr gibt.

Das Kurieren von Symptomen be-
seitigt die Krankheit nicht. Gerhard
Ebeling hat deshalb zu Recht ge-
sagt: „Die allzu berechtigte Angst
vor fürchterlichsten Möglichkeiten
treibt beides an: den Rüstungswett-
lauf wie den Protest dagegen. Aber
weder das eine noch das andere,
wenn auch aus total verschiedenen
Gründen, vermag die Angst und
ihre Ursachen zu beseitigen ...
Wenn der Christ nicht ebenfalls nur
Angst, vielmehr Hoffnung in die
schier ausweglose Situation einbrin-
gen soll, so muß seine Solidarität
mit den Geängsteten besondere
Züge tragen. Er wird zum einen
nicht dem demagogischen Ge-
brauch eines verschwommenen
Friedensbegriffs Vorschub leisten,
sondern unterscheiden zwischen
den jeweiligen Auswüchsen und
Ausbrüchen des Unfriedens, wo-
gegen mit aller Kraft anzugehen ist,
und dessen unausrottbarer Wurzel,
von der die Bibel sagt: „Die Gott-
losen haben keinen Frieden". Er
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wird zum anderen sich täglich in
das Bekenntnis hineinbeten: „Wir
haben Frieden mit Gott durch unse-
ren Herrn Jesus Christus", ob nun
der Kontext dazu ein friedlicher Tag
oder das Aufgewühltsein durch
Schreckensnachrichten ist oder der,
daß er gar selbst unter die Räder
von Krieg und Frieden gerät. Er
wird endlich als einer, der Frieden
hat, zum Friedensstifter, wenn auch
mit Versagen und oft ohnmächtig.
Er wird nicht nur sich selbst von
Aggressionen befreien lassen, son-
dern auch andere davon zu be-
freien suchen, selbst wenn sich da-
durch erst recht Aggressionen ge-
gen ihn entladen. Und soweit es
um den öffentlichen Frieden geht,
wird er kraft des Friedens, der wei-
terreicht als alle Vernunft, umso
sachlicher die Vernunft walten las-
sen. Er wird weder die Emotionen
mit anheizen noch die Verantwor-
tungsaspekte simplifizieren, jedoch
entgegen dem Hang zur Wohl-
standslässigkeit Mut und Opferbe-
reitschaft ausstrahlen. Denn der
Christ sollte, in ganz unkriegeri-
scher Weise, darum wissen, daß das
irdische Leben der Güter höchstes
nicht ist." (Erneuerung aus der
Bibel, S. 22 f.).

Natürlich wird das sofort miß-
verstanden, wenn einer den Wert
des zeitlichen Lebens entmythologi-
siert. Aber es dient nicht dem zeit-
lichen Leben, wenn es mit dem Ge-
wicht des ewigen Lebens beladen
wird. Die Folge solch einer Unter-
scheidung ist nicht das sarkastische
Wort Friedrichs des Großen an
seine Soldaten im Siebenjährigen
Krieg: „Hunde, wollt ihr ewig
leben?" Vielmehr ist die Unterschei-
dung von Gott und Mensch, Himmel
und Erde, Zeit und Ewigkeit die Be-
dingung dafür, dem zeitlichen Le-
ben seine Ausrichtung und seinen
Sinn zu geben. Wer sein Leben er-
halten will, ohne es in den Dienst
des Glaubens, der Liebe, der Hoff-
nung und in alledem der Gerech-
tigkeit und der Freiheit zu stellen,
wird es verlieren.

VI.

Was aber muß jetzt konkret ge-
schehen? Wie werden die Kirchen
in den anstehenden Fragen Stel-
lung beziehen? Wir sind in der Kir-
che einig im Ziel, aber uneins in
den Wegen und Mitteln. Innerkirch-
lich und für unser Gemeinwesen
stehen harte Belastungen bevor.
Die Kirchenleitungen können nicht

Friedhofsruhe verordnen, sondern
lediglich zur Besonnenheit und
Achtung des anders Urteilenden
mahnen, auf nicht nur verbale Ge-
waltfreiheit drängen und die demo-
kratische Verfassung als hohes und
in allem Streit unstreitig zu bewah-
rendes Gut in Erinnnerung rufen.
Von den in politischer Verantwor-
tung Stehenden muß komplementär
dazu Verständnis für die Unruhe in
der Bevölkerung verlangt werden.
Die Neigung, nicht nur die letzte
politische Entscheidung, sondern
schon die Meinungsbildung und
dezidierte Meinungsäußerung zum
Privileg der Parteien und der Insti-
tutionen des Staates zu erklären,
ist ein Irrweg, der das Problem
nicht löst. Natürlich ist es lästig,
Grundfragen der Verteidigung im-
mer wieder in aller Öffentlichkeit
und gegenüber irrationalen Aus-
brüchen erörtern zu müssen mit der
Sorge, für das als richtig Erkannte
die Basis in der Bevölkerung durch
plebiszitäre Meinungsaufwallungen
zu verspielen. In der klanglosen
Übernahme solcher Last jedoch ge-
schieht die inhaltliche Bewährung
unserer Demokratie. Gotthold
Ephraim Lessing hat einmal gesagt:
„Wer über manchen Dingen nicht
seinen Verstand verliert, hat kei-
nen". Damit ist nicht die grassie-
rende Unvernunft pauschal gerecht-
fertigt, aber eine bloß technische
Rationalität zur Selbstkritik ge-
mahnt. Wer dazu anhält, in Erman-
gelung von Alternativen mit den
derzeitigen militärstrategischen
Aporien und Dilemmata zu leben,
überzeugt nur, wenn er zugleich
Schritte sucht, diese Aporien zu
überwinden.

Nur selten haben im Leben
extreme Positionen recht. Wer be-
hauptet, er allein wisse den rich-
tigen Weg, setzt zumindest den
inneren Frieden aufs Spiel. Ein
schlichtes Nein zum Status quo
ohne Angabe einer praktikablen
Perspektive ist zu billig. Der äußere
Frieden braucht den Konsens der
Bevölkerung. Konsens allerdings
kann nicht dekretiert und voraus-
gesetzt, er muß in einer offenen
Diskussion allererst gewonnen wer-
den.

Vor allem aber darf es nicht so-
weit kommen, daß die einen sich
im Besitz der Moral wähnen und
die anderen zu schlechten und
unlauteren Menschen und Christen
erklärt werden. Feindbilder und Haß

produzieren nur immer neue Fried-
losigkeit.

In unserer hochkomplexen Situa-
tion öffnen vielleicht erst der Ver-
zicht auf neue Waffen und ihre Be-
jahung Möglichkeiten für eine poli-
tische Sicherung des Friedens. Un-
terschiedliche, ja einander wider-
sprechende Entscheidungen schaf-
fen — so paradox das klingen mag
— erst gemeinsam die Vorausset-
zungen, den labilen Frieden für
heute zu erhalten und gleichzeitig
auf dem Wege zu einer internatio-
nalen Friedensordnung voranzu-
kommen. Ob wir diese Spannungen
aushallen, das entscheidet letzt-
lich über unsere Fähigkeit zum Frie-
den.

Es bleibt kein anderer Weg zum
Frieden als der über Verhandlun-
gen. Verhandeln aber kann nur, wer
etwas anzubieten und einzubringen
hat. Militärische Unterlegenheit ist
eine denkbar schlechte Vorausset-
zung für Verhandlungen. Ein wahn-
witziger Rüstungswettlauf ist aller-
dings kein besserer Ausgangs-
punkt. Er bringt die Gegner nie-
mals an einen Tisch. Eine poli-
tische, wirtschaftliche, kulturelle,
menschliche Durchdringung der
Völker und Systeme erst schafft das
für einen Ausgleich notwendige
Vertrauen. Und wenn das nicht aus-
reichend ist: der immer geringer
werdende finanzielle Spielraum der
Großmächte ist kein schlechter An-
trieb, die Rüstungsausgaben zu be-
grenzen.

Es gibt also genügend Aufgaben,
die unsere Energie und Phantasie
fordern. Ob wir das Ziel erreichen,
hängt letztlich nicht von uns und
unserem guten Willen allein ab. Je
weniger wir an dieser Welt hängen,
ohne ihr unsere Liebe zu entziehen,
je weniger wir der kommenden Welt
diese Welt opfern, ohne im Glauben
an das ewige Leben müde zu wer-
den, umso realistischer und christ-
licher ist auch unser Beitrag zum
Frieden auf Erden. Denn schlimmer
als das Ende der Welt ist das
Schweigen Gottes. Für den Frieden
wirken kann als Christ nur, wer mit
Paul Gerhardt singen kann: „Wenn
ich gleich fall und sterbe, fällt doch
mein Himmel nicht". Dieser Himmel
bleibt, wenn die Erde zerbricht.
Dieser Himmel überwindet die
Angst und gibt den Mut, den Frie-
den zu wahren, zu fördern und zu
erneuern.



Zum neuen Verständnis von der Sdlöpfung
Christof Warnke

In der letzten Ausgabe der Evange-
lischen Verantwortung hatte sich der
Ulmer Naturwissenschaftler Prof. Focko
Weberiing mit dem Verhältnis von Natur-
wissenschaft und Gottesglauben ausein-
andergesetzt. Die Thematik wird von
Pfarrer Christof Warnke in folgendem
Beitrag fortgeführt.

Traditionell versteht die christ-
liche Theologie unter „Schöpfung"
das Geschehen, durch das die Welt
und alles Sein hervorgebracht wor-
den ist. Dabei handelt es sich um
ein Geschehen am Anfang der Zeit,
das der menschlichen Einwirkung
entzogen ist. Im Vordergrund des
theologischen Interesses an der
„Schöpfung" steht die Gottesfrage.
So wird das Thema im Zusammen-
hang mit der Lehre von Gott be-
handelt. Der Begriff „Schöpfung"
regelt „umfassend die Aussagen
über das Verhältnis des dreieinigen
Gottes zu Mensch und Welt" (G.
Gloege, Schöpfung, in Religion in
Geschichte und Gegenwart IM, Bd. 5,
Tübingen 1961, S. 1484).

Angeregt vor allem durch die
alttestamentliche Wissenschaft hat
sich in den letzten zwanzig Jah-
ren in der christlichen Theologie
der Schöpfungsbegriff gewandelt.
„Schöpfung" wird nun in einem er-
weiterten Sinn verstanden als
„Natur". Natur aber ist etwas Ge-
genwärtiges, Vorhandenes, Begeh-
bares, etwas, in dem ich lebe und
zu dem ich selbst gehöre. Eine
„Theologie der Natur" spricht dem-
nach von einem aktuellen Gesche-
hen und bezieht dieses auf die
Wirklichkeit Gottes. Sie spricht nicht
mehr bloß von einem Geschehen
am Anfang, das außerhalb des Er-
fahrungshorizonts des heutigen
Menschen liegt. Sie fragt auch nicht
mehr nur nach dem Verhältnis des
dreieinigen Gottes zu Mensch und
Welt, sondern auch nach dem Ver-
hältnis der Kreaturen zueinander,
das heißt, nach der Ethik der Natur.
Eine Theologie der Schöpfung als
Theologie der Natur ist somit auch
von politischer Relevanz.

Die Erweiterung des Begriffs
„Schöpfung" in der neueren Theo-
logie ist u. a. durch die Exegese der

ersten Kapitel der Bibel in Gang
gekommen. Von besonderer Be-
deutung ist hierbei der 1974 er-
schienene Kommentar des Heidel-
berger Alttestamentlers Claus
Westermann, Genesis, Kapitel 1-11
(Neukirchener Verlag, Neukirchen-
Vluyn).

C. Westermann macht deutlich,
daß der Israelit, der von der Er-
schaffung der Welt erzählt, von
seiner Welt sprechen will und nicht
von einer „Vorwelt" mit der er
nichts mehr zu tun hat. Er erzählt
davon so, daß darin sowohl die Be-
ziehung des Menschen zu Gott
deutlich wird als auch seine Bezie-
hung zur Natur und zum Mitmen-
schen. Der Mensch wird nach allen
Seiten hin als soziales Wesen ge-
sehen: Seine Beziehung zu Gott ist
nicht nur, daß er von Gott geschaf-
fen ist, sondern auch, daß er die
Kreatur ist, die Gott anspricht und
die Gott gegenüber verantwortlich
ist; seine Beziehung zur Natur ist
nicht nur eine materielle Verwandt-
schaft („aus Erde vom Acker", Ge-
nesis 2,7), sondern auch eine des
Herrschens über sie; seine Bezie-
hung zum Mitmenschen aber voll-

f endet ihn, „macht den Menschen
eigentlich zum Menschen" (Claus

l Westermann, Genesis 1-11, S. 308,
i zu Genesis 2,18-24).

Im Hinblick auf eine „Theologie
der Natur" ist von besonderer Be-

/ deutung, wie das Gebot an den
, Menschen zu verstehen ist, sich die
' Erde Untertan zu machen und zu

herrschen über die Tiere (Genesis
l 1,28).
l Zunächst ist hier die Feststellung

wichtig, daß nach den Erzählungen
l von der Schöpfung des Menschen,

wie sie in der Umwelt Israels zu
l finden sind, die Götter den Men-

schen erschaffen, damit er sie be-
I diene und ihnen die Arbeit ab-

nehme. In den biblischen Schöp-
i fungserzählungen erhält der Mensch

dagegen einen ganz der Welt zu-
gewandten Sinn. „Nicht der Kultus

' der Götter, sondern das Kulturwir-
1 ken auf der Erde ist es, wozu der

Mensch geschaffen wird" (Claus
Westermann, Schöpfung, Stuttgart
1971, S. 74).

Mit „Untertan machen" und „herr-
schen" ist nach Claus Westermann
auf keinen Fall „ausbeuten" ge-
meint. Die beiden Begriffe in Gene-
sis 1,28 beschreiben vielmehr die
Funktion des Königs. „Das heißt
aber vom Verständnis des König-
tums in der Antike her: Als Herr
seines Reiches ist der König nicht
nur für sein Reich verantwortlich;
er ist auch der Segenträger und der
Segensmittler für dieses sein anver-
trautes Reich" (Claus Westermann,
ebd., S. 76). Das Herrschen soll also
nicht nur für den Menschen zum
Vorteil sein, sondern auch für die
Erde und die Tiere. Was der Mensch
bei der Beherrschung der Tiere ge-
lernt hat, die er zu seinem und zu
ihrem Vorteil in sein Haus genom-
men hat, das ist auch auf die Be-
herrschung der Erde anzuwenden.
Als „königlicher Herr" weiß sich der
Mensch für das Ganze verantwort-
lich und sorgt er „bei jedem neuen
Gewinn dafür ..., daß das Ganze
heil bleibt" (Claus Westermann,
ebd., S. 79).

In der älteren der beiden Schöp-
fungserzählungen am Anfang der
Bibel, in Genesis 2,15, erhält der
Mensch von Gott das Gebot, den
Garten Eden zu bebauen und zu
bewahren. Auch hier gilt, daß der
Mensch seiner Welt zugewandt wir-
ken soll. Der Garten Eden ist nicht
das Paradies, in dem der Mensch
nur genießt, sondern er ist „Land,
das der Bebauung und Bewahrung
bedarf" (Claus Westermann, ebd.,
S. 116).

„Bebauen und bewahren" ent-
sprechen dem, was in der jüngeren
Schöpfungserzählung, Genesis 1,28,
mit „Untertan machen" und „herr-
schen" gemeint ist. Das heißt: Nach
den biblischen Schöpfungserzählun-
gen ist der Mensch zur Gestaltung
seiner Umwelt berufen, aber auch
zur Fürsorge für sie. Der Mensch
darf und soll an und für die ihm
anvertraute Natur arbeiten. „Die
Arbeit gehört zum Menschsein, weil
der Lebensraum, den der Schöpfer
seinem Geschöpf zugewiesen hat,
diese Arbeit erfordert . . Kultur
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und Zivilisation erhalten von daher
die Würde, auf dem Mandat Gottes
an sein Geschöpf zu beruhen"
(Claus Westermann, Genesis 1-11,
S. 302).

Zu beachten ist, daß hier nicht
nur der Sinn des Menschen be-
stimmt und sein kulturelles und
zivilisatorisches Schaffen gewürdigt
wird, sondern daß hier auch eine
wichtige Aussage gemacht wird
über die Welt, in der der Mensch
sich nach Gottes Willen vorfindet:
Diese Welt ist nicht eine ideale, sie
bedarf vielmehr des menschlichen
Wirkens zu ihrer Vervollkommnung
und Bewahrung.

Eine Welt ohne Mängel und Nöte
hat es für den Menschen nie ge-
geben. Der Mensch kennt keine an-
dere Existenz als die in einer Welt,
in der sich die Kreatur mit ihm
sehnt nach Erlösung (Römerbrief
8,19-25), in der die Möglichkeit des
Todes nicht schon immer gegen-
wärtig gewesen wäre (Genesis
2,17). Es hat nie eine Welt gegeben,
die nicht schon immer in der Gefahr
ihres Untergangs im Chaos gestan-
den hätte (Sintflutgeschichte! Gene-
sis 6-9). Die Welt ohne Tränen, Tod,
Leid, Geschrei und Schmerzen hat
der Mensch und die Natur nach
Gottes Willen vor sich und nicht
hinter sich (vgl. Offenbarung 21,3-
4). Sie ist Glaubensgut und nicht
Erfahrungsgut. Erfahrungsgut aber
ist, daß der Mensch auch in einer
nicht idealen Welt leben kann, sich
mehren und schöpferisch entfalten
kann, ja, daß die Welt trotz allem
doch so gut noch ist, daß nicht nur

Gott sich Ruhe gönnen kann, son-
dern auch der Mensch (Sabbatge-
bot, Genesis 1,2-4 a, Exodus 20,8-
10). Erfahrungsgut ist, daß diese
immer schon mangelhafte und ge-
fährdete Welt doch noch besteht.
Angesichts dieses Wunders mündet
biblische Theologie der Natur in
das Lob des Schöpfers (Psalm 104).
Wo das Lob des Schöpfers fehlt,
da ist auch die Welt in ihrem Be-
stand nicht voll erkannt.

Nach den biblischen Schöpfungs-
erzählungen gibt es für den Men-
schen und die Natur nur eine ge-
schichtliche Existenz, das heißt:
eine Existenz im Wandel.

Die von Gott geschaffene Welt
ist nicht abgeschlossen und fertig,
sondern offen zur Veränderung und
zu Neuem. Herrschend, das heißt
gestaltend, kultivierend und zivili-
sierend ist der Mensch am Wandel
beteiligt, dessen er selbst und die
Natur bedürftig sind. Indem der
Mensch die Natur bearbeitet und
beherrscht, erfüllt er seine Sinnbe-
stimmung. Zugleich erfüllt er damit
aber auch ein Bedürfnis der Natur.
Die Natur, die Gott schafft, ist an-
gelegt auf ihre Beherrschung, Be-
bauung und Bewahrung. Die unkul-
tivierte Natur, die im Urzustand be-
lassene und verharrende Natur ist
nicht schöpfungsgemäß. Natur und
menschliche Kultur gehören nach
biblischem Zeugnis zusammen.

In seinem gestaltenden Wirken
ist der Mensch nicht unabhängig.
Er ist eingebettet in die Natur. Vor
allem die ältere Schöpfungserzäh-
lung (Genesis 2,2b-25) macht deut-

lich, daß der Mensch für sich allein
nicht lebensfähig ist. „Die Ge-
schöpfe ... sind voneinander ab-
hängig, füreinander wichtig ... Die
anderen Geschöpfe sind für den
Menschen da, aber der Mensch ist
nur mit ihnen da" (Die Deutschen
Bischöfe, Zukunft der Schöpfung —
Zukunft der Menschheit, Bonn 1980,
S. 10). Mensch und Natur existieren
in einer sich gegenseitig stützen-
den und fördernden Symbiose.

Politisch bedeutet das: Der
Mensch ist zu einer Sozialpolitik
verpflichtet, die sich auf die ge-
samte Kreatur bezieht und nicht
nur auf die menschliche Gemein-
schaft. Dabei muß es darum gehen,
die Natur ebenso wie den Men-
schen zu sehen als ein noch nicht
fertiges, am Ende stehendes, ge-
schlossenes System, sondern als
ein offenes System, dem „die unbe-
grenzte Möglichkeitsfülle Gottes"
innewohnt (J. Moltmann, Schöpfung
als offenes System, in Zukunft der
Schöpfung, München 1977, S. 133).
Bei einer Sozialpolitik, die auch
die Natur einbezieht, wird der
Mensch nicht nur an den eigenen
Vorteil denken können, sondern das
Wohl der Natur mitbedenken und
fördern. Diese Sozialpolitik wird
zum Ziel haben müssen, daß
Mensch und Natur einander geben,
was die Grundbedeutung des bib-
lischen Wortes „schalom" ist:

„Genügen" (G. Gerlemann, in
Theologisches Handwörterbuch
zum Alten Testament, Bd. II, hrsg.
von E. Jenni, München 1979, S.
921 ff.).

Autorität im demokratisdlen Staat
Albrecht Martin

Auf dem Kirchentag In Hannover wur-
den gefährliche Losungen ausgegeben.
Die Gültigkeit von Mehrheitsentschei-
dungen, damit auch von demokratisch
zustandegekommenen Gesetzen, die
Anspruch auf Einhaltung haben, wurde
bestritten. Ein Widerstandsrecht unter
Berufung auf „übergesetzliche Werte"
wurde postuliert. Sorgenvoll schreibt
der Chefredakteur der Neuen Zürcher
Zeitung, Fred Luchsinger: „Das kann,
Im Namen eines .zivilen Ungehorsams',
der parlamentarischen Demokratie den
Boden wegziehen".

Landtagspräsident Albrecht Martin,
stellvertretender Bundesvorsitzender
des Evangelischen Arbeitskreises, hat
sich auf der Landestagung des EAK
Niedersachsen In Celle mit der Proble-
matik auseinandergesetzt.

Am Tag, an dem ich an diesem
Vortrag arbeite, berichten die
Medien davon, daß ein Abgeord-
neter während eines Empfangs
einen als Gast geladenen General
mit Blut bespritzt und unflätig be-

schimpft habe; eine im Bundestag
vertretene Partei ruft zur Steuer-
verweigerung auf; ein ehemaliger
Regierender Bürgermeister von
Berlin erklärt, er werde sich —
natürlich gewaltfrei und völlig fried-
lich — an der Blockade amerikani-
scher Kasernen beteiligen.

Die Autorität von Gesetzen und
Ordnungen ist also nicht mehr
unbestritten, und die Autorität von
Amtsinhabern oder von verantwort-
lichen Gremien steht nicht fester,
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was in der Art und Weise deutlich
wird, in der man von ihnen spricht.
Man erkennt ihre Autorität eigent-
lich nur dann an, wenn man mit
ihnen übereinstimmt. Die Autorität
von Lehrern zu hinterfragen, gehört
zu den Selbstverständlichkeiten
unserer Zeit, und vor einiger Zeit
konnte im Gesetzentwurf eines
Bundesministeriums die Forderung
formuliert werden, die Kinder aus
der elterlichen Fremdbestimmung
zu befreien.

Alle diese Bestreitung von Auto-
rität erfolgt im Namen der Demo-
kratie — was immer man darunter
versteht. Jedenfalls hält man die
Anerkennung von Autorität mit der
Selbstverwirklichung des Menschen,
mit dem mündigen Staatsbürger für
unvereinbar.

Andererseits nehmen die Super-
intendenten der Evangelischen Kir-
che im Rheinland selbstverständ-
lich die Autorität ihres Amtes in
Anspruch, um zu einer Friedens-
demonstration einzuladen, Profes-
soren erheben mit der Autorität
ihrer wissenschaftlichen Position
politische Forderungen - aber nicht
etwa auf dem Gebiet, auf dem sie
Sachkompetenz haben. Das Votum
eines Finanzwissenschaftlers zu
Steuerfragen hat weniger Gewicht
als die Äußerung von Theologen zu
dem Verhältnis der Bundesrepublik
zu Südafrika. Bemerkenswert ist
auch die Autorität, die Persönlich-
keiten genießen, mit denen sich
Menschen mit bestimmten Neigun-
gen identifizieren: Spitzensportler
genießen Autorität über den Be-
reich sportlicher Fragen hinaus —
sonst legten Parteien nicht solchen
Wert darauf, sie für Wählerinitiati-
ven zu gewinnen, und bestimmte
Liedermacher genießen unter Tei-
len der Jugend nicht nur Ansehen,
sondern Autorität.

Alle diese — gewiß überspitzt
wiedergegebenen — Beobachtungen
machen deutlich, daß alle an den
einzelnen fordernd herantretende
Autorität abgelehnt wird, sofern
man sich mit ihr nicht völlig identi-
fizieren kann. Hohes Ansehen be-
ansprucht und genießt Autorität,
wenn sie im Namen einer reinen
Sittlichkeit zu sprechen beansprucht
— ohne Rücksicht auf die Folgen für
die gesamte Gemeinschaft; ich er-
innere z. B. an das Votum der Kir-
chen zur Frage des Nachzuges von
Kindern türkischer Gastarbeiter.
Daß die Zustimmung zu solchen

mit Anspruch auf Autorität vorge-
tragenen Ansichten meist viel ge-
ringer ist als es den Anschein hat,
vergrößert die Unsicherheit, weil
damit auch diese Autoritäten immer
fragwürdiger werden. Jedenfalls
haben der Abbau und der Verlust
von Autorität den demokratischen
Staat vor erhebliche Probleme ge-
stellt, ihn vielleicht unmerklich ver-
ändert, und es ist sehr die Frage,
ob damit ein Mehr an persönlicher
Entscheidungsfreiheit für den ein-
zelnen gewonnen worden ist. Wenn
das aber nicht erreicht wurde, wenn
vielleicht sogar das Gegenteil ein-
getreten sein sollte, dann wäre ge-
rade aus der Sicht und dem Inter-
esse des demokratischen Staates
neu nach dem Wesen der Autorität
zu fragen; dann wäre, um es in der
Sprache unserer Zeit auszudrücken,
die These zu hinterfragen, daß die
Anerkennung von Autorität mit
demokratischer Grundhaltung nicht
zu vereinbaren sei.

Wie auf vielen Gebieten, so ist
auch unser Verhältnis zu jeder
Autorität belastet durch die Erfah-
rung mit der totalitären Diktatur
des Nationalsozialismus. Unser Ver-
hältnis zum Staat ist dadurch eben-
so belastet wie zum Recht, zu jeder
Ordnung, zu den Inhabern eines
Amtes, zu Pflicht und Treue, zu
Volk und Vaterland. Weil der Natio-
nalsozialismus alle diese Bereiche
und Tugenden so schrecklich miß-
brauchte, erscheinen sie den Bür-
gern unseres Landes als verdäch-
tig. Es ist interessant zu beobach-
ten, daß diese Unsicherheit mit der
zeitlichen Entfernung von der Zeit
des Nationalsozialismus eher ge-
wachsen ist. Der Grund liegt wohl
darin, daß in den ersten Jahrzehn-
ten nach 1945 genügend viele Bür-
ger noch von einer Zeit geprägt
waren, die vor dem Mißbrauch ge-
legen hatte. Weder Adenauer noch
Schumacher hatten ein gebroche-
nes Verhältnis zum Staat, und
ihre Altersgenossen ebensowenig.
Heute dagegen wirkt sich die syste-
matische Zerstörung der genannten
Grundlagen und Tugenden aus, und
es ist schon weit gekommen, wenn
ein Landesvorsitzender der SPD
Fleiß und Pflichterfüllung für Sekun-
därtugenden erklärt, mit denen man
auch KZ-Wächter hätte werden
können. Wir werden uns noch mit
der Frage zu befassen haben, wel-
che Absichten und Tendenzen hin-
ter solcher Diffamierung von Wer-
ten und Tugenden sichtbar werden.

Für viele gehört Autorität zu der
Welt eines obrigkeitlichen Staates,
bedeutet für den Bürger Verlust
von Selbständigkeit, heißt Unter-
ordnung und Gehorsam, muß also
für demokratisches Denken uner-
träglich sein.

In Wirklichkeit gibt es Autorität
vor und unabhängig von allem
Zwang, ja Autorität kann eigentlich
nicht erzwungen werden, sondern
setzt freiwillige Anerkennung vor-
aus. Man kann oft kaum im einzel-
nen erklären, warum der eine Leh-
rer, der eine Vorgesetzte, warum
Eltern Autorität haben und andere
nicht. Fähigkeiten und Kenntnisse
allein begründen solche Autorität
nicht, sondern wesentlich ist viel-
mehr die Einheit von Forderung
und eigener Haltung im Leben des-
sen, der Autorität beansprucht.
Wesentlich ist weiter, daß solche
Autorität immer dem Anderen zu-
gewandt ist; sie begründet also,
bei aller Distanz, die Autorität auch
schafft, ja schaffen muß, zugleich
Partnerschaft. Wo solche Zuwen-
dung fehlt, kann ein Wissenschaft-
ler allenfalls eine Kapazität, aber
nicht Autorität sein.

Nun beanspruchen ja nicht nur
Menschen Autorität, sondern auch
Verfassungen, das Recht. Auch in
der Demokratie ist der Mensch
nicht autonom, er gibt sich nicht
selbst Gesetze, sondern er beugt
sich dem Recht; das gilt übrigens
nicht nur für den einzelnen, son-
dern ebenso für den Gesetzgeber,
das Parlament, eine heutigem Den-
ken schwer eingehende Tatsache.
Aber die Geschichte lehrt, daß am
Anfang jeder Entwicklung zu frei-
heitlichen Ordnungen die Gesetz-
gebung steht: das gilt sowohl für
die attische Demokratie mit der Ge-
setzgebung Drakons, wie für das
römische Staatswesen mit dem
Zwölftafelgesetz von 451. Beide
Gesetzgebungen bedeuten mit der
durch sie begründeten Rechts-
sicherheit das Ende der Willkür, die
Voraussetzung von Freiheit. Indem
alle Mitglieder des Gemeinwesens
sich der Autorität des Rechtes
beugten, wurden sie zur Rechtsge-
meinschaft, die dem einzelnen
einen unterschiedlich großen, je-
denfalls aber gesicherten Freiraum
gewährt. Umgekehrt bedeutete
dann jede Bestreitung der Autorität
des kodifizierten Rechtes eine Be-
drohung der Freiheit. Die Autorität
des Rechtes wird zerstört, wo sie
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einem gesunden Volksempfinden,
einer Klassenjustiz oder einem
ideologischen Ziel unterworfen
wird; mit ihrer Zerstörung geht
regelmäßig einher die Zerstörung
persönlicher und bürgerlicher Frei-
heit. Heute wird die Autorität des
Rechtes bedroht durch die uferlose
Ausweitung der Gesetzgebung und
durch immer rascher aufeinander-
folgende Novellierungen; das erste
vermittelt nicht das Wissen, daß
Recht Freiheit schafft, sondern
weckt das Gefühl, gegängelt zu
werden; und das zweite läßt
Rechtssicherheit nicht aufkommen.
Autorität setzt Stetigkeit voraus, so-
wohl bei Ordnungen als auch bei
Personen.

Damit ist zugleich gesagt, daß
das Recht um seiner Autorität willen
nicht der Beliebigkeit unterworfen
sein kann. Das gilt auch für jene
Rechtsbestimmungen, die dem Bür-
ger ausdrücklich Rechte zusprechen
und sichern: wer die Entscheidung
gegen den Dienst mit der Waffe nur
an das Ausfüllen einer Postkarte
bindet, hat nicht etwa Freiräume
erweitert, sondern die Autorität der
Verfassung verletzt und damit
Grundrechte auf Dauer nicht ge-
sichert, sondern gefährdet.

Nun mag die Anerkennung der
Autorität von Recht und Verfassung
für viele noch hingehen, weil sie
keine unmittelbare persönliche Ab-
hängigkeit bedeutet; wie ist es
aber mit der Autorität von Perso-
nen, von Inhabern von Ämtern?
Am Anfang seines Artikels über
„Autorität" in RGG l Sp. 792-94
— und wir werden die Ausführun-
gen noch weiter auszuschöpfen ver-
suchen - stellt H. Thielicke fest:
„Autorität — im Unterschied zu blin-
der Gewalt — liegt nur dann vor,
wenn der Inhaber von Autorität auf
einer im letzten Grunde gleichen
Ebene mit dem steht, über den er
Autorität ausübt." Wenn das richtig
ist — und der Gebrauch des Begrif-
fes z. B. bei Cicero unterstreicht
Thielickes Ansicht—, dann kann um-
gekehrt von Autorität nicht gespro-
chen werden, wo Menschenverach-
tung und totalitäres Denken die
Gewalthaber bestimmen: Hitler,
Himmler, Stalin konnten über fana-
tische Anhänger verfügen, aber nie
Autorität beanspruchen.

Autorität kann den Menschen nie
zum willenlosen Objekt machen;
der Demagoge hat nicht Autorität,
er führt nicht, er verführt. So wie

der Richter mit dem Angeklagten im
Strafprozeß unter den gleichen
Rechtskriterien steht, wie Erzieher
und Zögling unter den gleichen
Normen stehen, so stehen Amts-
inhaber und Bürger im demokrati-
schen Staat unter den verpflichten-
den Normen der Verfassung.

Zu allen genannten drei Beispie-
len wird deutlich, daß es beim An-
spruch auf Autorität nie um Abhän-
gigkeit, sondern im Gegenteil um
Mündigkeit geht:

— für den Angeklagten, dem sein
Recht zugesprochen und der mit
dessen Annahme wieder zum
Glied der von ihm verletzten
Rechtsgemeinschaft wird,

— für den Zögling, der zur Fähig-
keit verantwortlicher Entschei-
dung geführt wird,

— für den Bürger, dessen Freiraum
zu eigener Entscheidung gesi-
chert und entfaltet werden soll.

Autorität setzt also Partnerschaft
voraus, auch in dem Sinne, daß
Autorität sich immer wieder der
Kontrolle derer aussetzen muß,
über die Autorität beansprucht wird.
Um dieser Gegenseitigkeit willen
sollte man nicht von Autorität ge-
genüber sehr kleinen Kindern oder
auch gegenüber Unmündigen all-
gemein sprechen.

Autorität fordert also nicht Kapi-
tulation, sondern will nach ihrer
Autorisierung gefragt sein und be-
sitzt nur eine relative Überlegen-
heit, aber diese immerhin und zwei-
fellos. Denn während sich im Hin-
blick auf die autorisierende Instanz
eine Nebenordnung ergibt, ergibt
sich empirisch, das heißt im Hin-
blick auf erwiesene Bewährung, die
Überordnung der Autorität. Diese
Überordnung gründet auf einem
„Vorschußkredit", den der Mündige
der Autorität einräumt.

Wir halten noch einmal fest:
Amtsinhaber und Bürger stehen
gleichrangig unter der Verfassungs-
norm, aber aufgrund der Erfahrung
räumen wir dem Amtsinhaber Auto-
rität ein. Ist das nicht eine etwas
schwache Begründung der Autori-
tät? Die Begründung wäre in der
Tat schwach, wenn man das Ge-
wicht der Autorität an die Erfahrung
binden wollte, die der einzelne ge-
macht hat. Hier geht es um ge-
schichtliche Erfahrung — und des-
halb war die Zeit des Sturmlaufes
gegen jede Autorität auch die Zeit
der Geschichtslosigkeit. Für uns

geht es — und das ist letztlich ent-
scheidend — um die Erfahrung der
Sündhaftigkeit des Menschen. Um
ihrer willen gibt es staatliche Ord-
nungen, und das heißt auch, be-
stimmte Strukturen der Entschei-
dungsfindung, des Schutzes gegen-
über dem Stören oder gar Zerstö-
ren von Menschenrechten und Men-
schenwürde. Und all diesen Struk-
turen ist eigen, daß innerhalb ihrer
Menschen mit der Wahrnehmung
bestimmter Aufgaben betraut sind.
Darum ist staatliche Ordnung, dar-
um sind Menschen, die mit ihrer
Wahrnehmung betraut sind, darum
ist Obrigkeit von Gott, und darum
hat sie Autorität. Aber sofern Obrig-
keit sich selbst so versteht, fällt sie
nicht in Willkür zurück, kann sie
nicht absolutistisch sein. Regierung,
Obrigkeit, die solche Autorität be-
ansprucht, stellt sich selbst immer
wieder in Frage, unterwirft sich der )
Kontrolle.

Die Autorität einer Regierung im
demokratischen Staat ist also nicht
geringer als die einer absolutisti-
schen oder totalitären Regierung —
im Gegenteil, sie ist ungleich grö-
ßer, weil sie ungleich besser legi-
timiert ist. Sie ist besser legitimiert
einmal dadurch, daß in der Demo-
kratie alle Bürger grundsätzlich um
die Notwendigkeit der Regierung
wissen; denn die Demokratie ist
diejenige Staatsform, die vom
Grundverständnis her und infolge-
dessen in ihren Strukturen mit dem
Irrtum, ja mit der Bosheit der Men-
schen rechnet. Autorität im demo-
kratischen Staat ist aber wesentlich
dadurch legitimiert, daß sie sich
bewußt und immer neu der Kon-
trolle durch die Bürger unterwirft.
In diesem Verhältnis wird die
Gleichrangigkeit dessen, der Auto-
rität beansprucht, mit dem, über
den sie ausgeübt wird, grundsätz-
lich vollkommen und praktisch an-
nähernd verwirklicht. Der Bürger in
der Demokratie kann, ja soll um
seiner eigenen Autorität als Sou-
verän im Staat willen die Autorität
des Amtes und derer, die zu ihrer
Wahrnehmung berufen sind, aner-
kennen.

Wer umgekehrt die Autorität
aus angeblich demokratischen
Grundsätzen meint bestreiten zu
müssen, der zerstört in Wirklich-
keit mit der Autorität des Amtes
und seiner Inhaber die Autorität
des freien Bürgers, also die Freiheit
selbst. Darum sind alle Bewegun-
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gen, deren Ziel die Zerstörung der
Autorität ist, für den demokrati-
schen Staat so gefährlich. Das Er-
gebnis antiautoritärer Erziehung
sind nicht bessere Demokraten,
sondern Chaoten; und zum demo-
kratischen Staat gehört nicht auto-
ritäre Erziehung, sondern Erziehung
mit Autorität.

Autorität zu beanspruchen und
Autorität im demokratischen Staat
anzuerkennen, setzt beides die Be-
reitschaft zur Verantwortung vor-
aus. Nur wo Verantwortung wahr-
genommen werden kann, kann der
Amtsinhaber mit Autorität entschei-
den und der Bürger mit Autorität
kontrollieren. Ein Staatswesen
untergräbt deshalb seine eigene
Autorität, wenn es aufhört, Staat
zu sein. Wo die Funktionen des
Staates bis auf die Verteilung von
Wohltaten verkümmern, verliert er
seine Autorität, und die Menschen
werden von Bürgern zu Almosen-
empfängern. Die dauernde Autori-
tät von bedeutenden Politikern be-
ruht darauf, daß sie in ihrem Reden
und Handeln den Bürger ernst neh-
men als für die Freiheit verantwort-
lichen Menschen; man lese als Bei-
spiel einmal die Rede des Perikles
auf die Gefallenen des Jahres 431
bei Polybios nach.

Darum: Der Staat verliert Auto-
rität, auch wo es um die Ordnung
materieller Dinge geht, wenn er
sich vornehmlich oder gar aus-
schließlich als Moderator gesell-
schaftlicher Gruppen oder als Almo-
senverteiler versteht. Die Frage
nach dem Wesen der Autorität führt
also auch zur Frage nach unserem
Staatsverständnis.

Autorität beansprucht und ge-
übt, auch in langem Prozeß des
Lernens gewonnen, wird nun von
irrenden, leidenschaftlichen, oft
selbstsüchtigen, jedenfalls höchst
unvollkommenen Menschen. Wo
Menschen miteinander umgehen,
braucht man Formen, und die Auto-
rität braucht sie ganz besonders.
Der in ein Amt berufene Bürger
bleibt Bürger, mit jedem anderen
unter dem gleichen Gesetz, er hat
bei der Wahl — wie jeder Bürger —
nur eine Stimme, aber er trägt jetzt
andere, oft unglaublich schwere
Verantwortung. Daran muß er
selbst, daran müssen alle anderen
sich gewöhnen, daran erinnert wer-
den. Dazu hilft die Form. Die Auto-
rität eines Amtes verträgt, bei aller

persönlichen Nähe nicht das Kum-
pelhafte. Das gilt z. B. für die An-
rede und die Autorität, ja das An-
sehen unserer Universitäten ist
nicht gewachsen, seitdem man die
Talare abschaffte, weil man damit
dem Muff von 1000 Jahren zu ent-
gehen behauptete. Gerade auch in
der Demokratie hat man die Frei-
heit, auch durch Beachtung der
Formen Autorität anzuerkennen. Es
soll dabei gar nicht geleugnet wer-
den, daß Formen verknöchern kön-
nen und dann echte Autorität nicht
stützen sondern gefährden. Aber
das bessert man nicht durch Be-
seitigung aller Form.

Ganz wichtig ist, daß die Inhaber
von Ämtern mit ihrer Autorität sorg-
sam umgehen. Die Autorität des
Amtes muß durch die Autorität der
Personen gestützt werden. Das ist
eine schwere Aufgabe, weil sie ein
hohes Maß von Selbstkontrolle und
auch Verzicht fordert; beides wird
in unserer Gesellschaft nicht ge-
rade gefördert. Fassen wir zusam-
men: Im demokratischen Staat
dient Autorität der Behauptung und
Verwirklichung von Freiheit; sie hat
immer die Würde dessen im Blick,
gegenüber dem Autorität bean-
sprucht und geübt wird. Vom Wesen
des demokratischen Staates her
kann also Autorität nicht betritten
werden.

Nun haben wir es heute mit einer
neuen Entwicklung zu tun. Kann,
so fragt man, Autorität beansprucht
werden gegen die Gewissensent-
scheidung? Die Antwort muß lauten:
natürlich nicht, sofern es sich um
Gewissensentscheidungen handelt.
Es ist ein für den Bestand des
demokratischen Staates gefähr-
licher Trick, wenn immer mehr Ent-
scheidungen, die mit der Autorität
demokratisch legitimierter Gremien
zustande gekommen sind, unter
Berufung auf das Gewissen infrage
gestellt und für einen selbst als
nicht verbindlich erklärt werden.
Natürlich kann Mehrheit irren, aber
die Minderheit doch auch, und
wenn man die legal zustande ge-
kommene Entscheidung der Mehr-
heit durch Verweigerung und so-
genannte gewaltfreie Aktionen zu
unterlaufen versucht, dann hat man
das Prinzip der demokratischen
Ordnung zerstört. Dies Prinzip heißt
nicht, daß jeder der von ihm selbst
vielleicht mit guten Gründen für
richtig gehaltenen Meinung folgt,
sondern daß die legal — also unter

Beachtung aller Kontroll- und Kor-
rekturmöglichkeiten und der Mei-
nungsfreiheit - zustande gekom-
mene Mehrheitsentscheidung gilt.
Nur wo das nicht mehr gegeben ist,
treten Recht und Pflicht zum Wider-
stand in Kraft. Man untergräbt die
Autorität des demokratischen Staa-
tes, also auch die Rechte der Min-
derheit, wenn das nicht beachtet
und mit aller Entschiedenheit klar-
gestellt wird.

Wenn man einmal sich klar vor
Augen hält, welche Bedeutung die
Autorität des Staates für die Siche-
rung von Freiheit und Menschen-
würde in einer gefallenen Welt
hat, dann erhält die Mahnung des
Paulus in Römer 13 gerade für
unsere Zeit erneut Gewicht. Es liegt
ja nahe, im Glauben an die Ober-
windung der Welt durch Christus
alle diese auch so belastenden
Ordnungen und Autoritäten dieser
Welt dahinten zu lassen und das
Neue ganz radikal, ja revolutionär
zu wagen. Aber man lese Karl
Barth zur Stelle: „Der revolutionäre
Mensch ist's, der hier aufs Korn
genommen, dem hier das Prinzip
der Revolution aus den Händen
gewunden werden soll ... es ist
wenig wahrscheinlich, daß man auf
dem Boden des Römerbriefes ein
reaktionärer Mensch wird. Die
Hybris, die hier droht, ist offenbar
die Hybris der Negation, die Ver-
wechslung, als ob etwa jene Un-
ruhe, jenes Fragen, jenes Vernei-
nen, ... für das das Christentum
in der Tat eine entschiedene Vor-
liebe hat, als menschliche Haltung,
als Methode den Menschen recht-
fertigen könnte, der Titanismus des
Umsturzes, der Neuerung, der Um-
wertung."

Nein, mit dem Evangelium läßt
sich die Autorität des Staates und
die Autorität derer, die mit der
Wahrnehmung von Ämtern betraut
sind, gewiß nicht bestreiten - und
die Autorität des demokratischen
Staates schon gar nicht. Und wir
fügen hinzu: mit der Autorität des
Evangeliums lassen sich bestimmte
Ordnungen des Staates, ge-
schweige denn bestimmte Einzel-
entscheidungen, nicht begründen.
Aber das Evangelium läßt uns — wie
Barmen V feststellt — erkennen,
daß „der Staat die Aufgabe hat, in
der noch nicht erlösten Welt, in der
auch die Kirche steht, nach dem
Maß menschlicher Einsicht und
menschlichen Vermögens unter An-
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drohung und Ausübung von Gewalt
für Recht und Frieden zu sorgen".
Wo der Staat diese Aufgabe sieht
und wahrzunehmen sucht, kann er
Autorität beanspruchen; er ist aber
auch zugleich gesichert gegenüber
autoritärem Verhalten und totali-

tärem Anspruch. Und wo Menschen
den Staat so begreifen, da gewin-
nen sie die Freiheit, sich seiner
Autorität und der Autorität derer
zu beugen, die der Bürger mit der
Wahrnehmung der Aufgaben be-
traut hat.

Es ist schon so: nur der Freie
kann Autorität anerkennen, der Un-
freie duckt sich — oder er setzt
sich absolut. Weil die Anerkennung
von Autorität ihm das verwehren
würde, darum leugnet der totalitäre
Mensch jede echte Autorität.

Leser-
Brief

Die hier geäußerte Meinung
braucht nicht mit der Ansicht
des Herausgebers oder der
Redaktion übereinzustimmen.

Mit brennender Sorge habe ich die
Ausführungen von Superintendent i. R.
Höhler gelesen (EV 8/1983, S. 3 ff.).

Da wird von der Gefahr des Auseinan-
derbrechens der Evangelischen Kirche
gesprochen — ohne daß beim Verfasser
das Erschrecken ob dieser Vision deut-
lich wird; da sieht er sich und die, die
seiner Meinung sind, als „Christen,
denen an Bibel und Bekenntnis und am
Wohlergehen unseres Staates gelegen
ist", stellt, die andere Meinung sind, in
die Ecke von „theologisch arroganten,
politisch schwärmerischen" Menschen.

In der Tat: auch so werden „anschei-
nend unüberbrückbare Gräben aufge-
worfen".

Wir sollten, glaube ich, bei aller Ver-
schiedenheit der Standpunkte in der
sogenannten „Raketenfrage", liebevoller
miteinander umgehen, dem je ändern
den guten Willen und die Friedensliebe
nicht absprechen.

Es ist bei keiner Äußerung im Bereich
der Kirche wie der Politik in unserem
Land zu unterstellen, daß Krieg und
nicht Friede gewünscht wird. Auch ist
davon auszugehen, daß jede Seite das
Beste will, sich von Gottes Wort wirklich
getragen weiß in ihrer Meinung, ihrem
Weg.

Das heißt: wir müssen aufhören, die
einen als Aufrüster und Kriegstreiber,
die ändern als Handlanger des Ostens
und Illusionisten zu verteufeln.

Wir alle wollen Frieden. Aber wie ihn
am sichersten machen, ihn auf Dauer
erhalten?

Das Wichtigste: Gott als den abso-
luten Herrn der Geschichte anerkennen,
der Macht hat zu walten nach seinem
unerforschlichen Ratschluß. Das heißt
aber: „mit unserer Macht ist nichts ge-
tan ...", und weiter mit Luther: „Da
hilft nur Beten". Das aber sollten wir
fleißig tun: danken für den Frieden, bit-
ten um den Frieden. Bittgottesdienste
aller Orten - warum nicht? Fürbittgot-

tesdienste aller Orten, daß jeder von
uns, daß die Obrigkeit nicht eigen Ding
betreibe, sondern Gottes Ding, den Frie-
den erhalte ohne falsches Prestigeden-
ken — warum nicht? Ich meine, das
steht Christen wohl an, ist auch der Kir-
che Amt. Gefährlich wird es m. E. nur
dann, wenn man — wem auch immer —
dem ändern, der Obrigkeit usw. unter-
stellt, daß sie im Irrtum seien, oder
bösen Willens, während man selbst im
Recht ist, Gottes Sache vertritt. Gefähr-
lich wird es auch, wenn man schließt,
daß „womöglich nicht der Krieg das
schlimmste Vernichtungsmittel (sei),
sondern die Zerstörung von Seelen, Auf-
hebung der Freiheit, Auslöschung des
Glaubens christlicher Art".

Das Individuum mag für sich entschei-
den: lieber tot als Sklave! Aber dürfen
wir, darf die Kirche, darf dies selbst der
Staat für andere, für seine ihr oder ihm
anvertrauten Menschen? Ich wage es
nicht zu entscheiden! Wiederum: betet,
daß auch der Obrigkeit die Alternative
erspart bleibe, denn auf beiderlei Weise
kann sie „schuldig" werden; und wer
vermöchte dies schon zu „tragen"?

Ungut finde ich, unter Hinweis auf die
Bibel, sich mit der „Unmöglichkeit,
Kriege aus dieser Weltzeit gänzlich zu
verbannen" abzufinden und nicht durch
Beten und Tun zu einer solchen „Ver-
bannung" beizutragen. Das Gebot von
Römer 12, 17ff. ist Ernst zu nehmen:
„Haltet nicht euch selbst für verständig!
Niemandem gegenüber vergeltet Böses
mit Bösem; sinnet auf Gutes gegenüber
allen Menschen! Wenn es möglich ist —
soviel an euch liegt — haltet mit allen
Menschen Frieden! Rächet euch nicht
selbst, Geliebte, sondern gebet Raum
dem Zorn (Gottes) ..." Daran aber
schließt sich Römer 1, 3, 4 an: diese
Funktion ist die der „Obrigkeit": Gutes
lohnen, Böses strafen. Dazu ist sie von
Gott eingesetzt, als Sachwalterin der
von ihm in seinem Wort gesetzten Ord-
nung. Bewegt sich die „Obrigkeit" auf
dem Boden von Gottes Ordnung so
g,elten die Sanktionen: wer sich ihr
widersetzt, widersetzt sich Gottes Ord-
nung. Entfernt sie sich von Gottes Wort,
so ist des Christen erste Pflicht zu
beten, daß Gott in seinem Regimente
die „Obrigkeit" bessere oder ändere.

Nur wo diese „Obrigkeit" in totaler
Verkennung ihrer Grundlage und ihrer
Grenzen zur totalen wird und Wider-
göttliches verlangt, da darf der Christ

nicht, sondern da muß er Widerstand
leisten, sich verweigern, „Nein" sagen
— notfalls unter Einsatz seines eigenen
Lebens: „laß fahren dahin, sie haben
kein Gewinn, das Reich muß uns doch
bleiben"!

Da gilt dann: „man muß Gott mehr
gehorchen als den Menschen" (Apostel-
gesch. 5, 29; Platon, Apol. 29 D), man
darf nicht schweigen, muß reden, Gottes
Wort und Ordnung verkünden.

Dies ist dann in der Tat der Status
confessionis.

Der mag für den Einzelnen immer wie-
der gegeben sein, der „Nein" sagt zu
jeder Gewalt, es sei denn zu der, die
er um Gottes willen erduldet.

Die Kirche freilich als solche hat nur
einen Herrn: Jesus Christus. Sie ist der
„Obrigkeit" nicht Gehorsam schuldig.
Sie hat die sich in Gottes Ordnung be-
wegende „Obrigkeit" zu respektieren,
die, weltliche Dinge betreffenden, Ge-
setze zu achten und Fürbitte zu tun, daß
die „Obrigkeit" nicht von Gottes Weg
abweiche.

Der eigentliche Streitpunkt dürfte sein,
ob heute angesichts der drohenden Auf-
rüstung in Ost und West der Status con-
fessionis gegeben ist.

Ich würde — mit aller gebotenen Vor-
sicht — meinen: generell, sofern es sich
um Rüstung und drohende Vernichtung
von großen Teilen der Menschheit
handelt: ja, partiell: sofern es sich um
einzelne Rüstungsmaßnahmen handelt
(dazu zähle ich auch den sogenannten
NATO-Doppelbeschluß): nein.

Der Weg in die Richtung „Aufrüstung"
ist ein verderblicher; vor ihm müssen
Christen in aller Welt mit Inbrunst war-
nen und sich weigern ihn zu gehen.
Der Schritt bezüglich eines bestimmten
Waffensystems ist Sache der „Obrig-
keit", nicht Sache christlichen Glaubens,
nicht die Entscheidungsfrage von Apo-
stelgeschichte 5, 29.

Versuchen wir also, was an uns liegt,
in unserer Umgebung den Frieden zu
wirken, Aggression abzubauen, Mei-
nungsgegner nicht zu Feinden werden
zu lassen, uns nicht innerlich „aufzu-
rüsten" gegen Andersdenkende, nicht
„Scheidungen zu vollziehen", sondern
zu beten um den Segen des Herrn, nicht
aus „vordergründigen Interessen", son-
dern nach Gottes Gebot.

Prof. Dr. phil. Günther Wolf
Bergstraße 59
6900 Heidelberg
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Das Bekenntnis zu Jesus Christus und die Friedensfrage

In der Evangelischen Landeskirche In Baden ist eine
Unterschriftensammlung in Gang gebracht worden, die
eine einseitige politische Stellungnahme der Kirche in der
Friedensfrage zum Ziel hat. Dabei werden die Thesen ver-
wendet, die von einigen leitenden Persönlichkelten der
Reformierten Kirchen (Moderamen des „Reformierten Bun-
des") verfaßt wurden und in denen unter Berufung auf das
Bekenntnis zu Jesus Christus jeder Versuch abgelehnt

wird, „durch das Dasein von Atomwaffen einen Frieden In
Freiheit zu sichern". Gegen diese Unterschriftensammlung
wendet sich die folgende Erklärung, die bereits von über
100 Persönlichkeiten aus Wirtschaft, Politik und Wissen-
schaft unterzeichnet wurde. Zu den Unterzeichnern gehören
u.a. Justizminister Eyrlch, Landwirtschaftsminister Welser
sowie Abgeordnete des Europäischen Parlamentes und des
Deutschen Bundestages.

• Wir sind mit den Verfassern dar-
in einig, daß Christen alles nur
Mögliche tun müssen, um in
ihrem engsten Umkreis, in Ge-
sellschaft und Staat und in der
Völkerwelt für Gerechtigkeit,
Freiheit und Frieden zu wirken,
insbesondere auch atomare Aus-
einandersetzungen zu verhin-
dern.
Wir lehnen es jedoch ab, daß
die Kirche ihre Gliederung auf
einen bestimmten politischen
Weg zum Frieden verpflichtet
und damit die Freiheit der Ge-
wissensentscheidung des einzel-
nen behindert.

0 Wir sind einig, daß die Ausbrei-
tung des Evangeliums nicht
durch die Anwendung von Ge-
walt oder Zwang geschehen darf
und daß jeder Christ bereit sein
muß, dort auf Widerstand zu ver-
zichten, wo er um des Evange-
liums willen angegriffen wird.

Wir lehnen es jedoch ab, solche
Gewaltlosigkeit um des Reiches

Gottes willen, wie sie auch
Jesus bewiesen hat, zu einem
allgemein gültigen Gesetz des
Staates zu machen und die Re-
gierung gegen den erklärten
Willen des überwiegenden Tei-
les der Bevölkerung durch kirch-
liche Verlautbarungen oder Ak-
tionen daran zu hindern, geeig-
nete Maßnahmen zu ergreifen,
um Freiheit und Leben der Bür-
ger gegen Erpressung durch
atomare Waffen oder einen An-
griff mit ihnen zu schützen.

Wir sind einig, daß das Bekennt-
nis zu Jesus Christus als dem
Haupt seiner Kirche und dem
Herrn der Welt die Mitte des
christlichen Glaubens ist.

Wir lehnen es jedoch ab, daß
eine politische Frage, die ver-
schieden beantwortet werden
kann, zu einer Bekentnisfrage
gemacht und damit all denen,
die anders denken, jetzt oder
in Zukunft ihr christlicher Glaube
abgesprochen und die kirchliche

Gemeinschaft aufgekündigt wird.
Wir wollen mit all denen unter
dem Evangelium in der einen,
allgemeinen, christlichen Kirche
zusammenbleiben, die bereit
sind, aus der Kraft der Verge-
bung Jesu Christi zu leben, Gott
und den Mitmenschen zu lieben
und dabei gewissenhaft zu prü-
fen, wie solche Liebe sich unter
gegebenen Umständen politisch
realisieren läßt.

Damit treten wir allen Versuchen
entgegen, die Kirche zu spalten.
Wir wiederholen noch einmal, was
in der Denkschrift der Evangeli-
schen Kirche „Frieden wahren, för-
dern und erneuern" ausgeführt und
auch sinngemäß von der Synode
unserer Landeskirche aufgenom-
men wurde: „Die Kirche muß auch
heute ... die Beteiligung am Ver-
such, einen Frieden in Freiheit
durch Atomwaffen zu sichern, wei-
terhin als eine für Christen noch
mögliche Handlungsweise anerken-
nen".

Aus unserer Arbeit

Landestagung des EAK-Westfalen

Dortmund: Die nukleare Grenzsitua-
tion muß nach Auffassung des west-
fälischen CDU-Landesvorsitzenden Prof.
Dr. Kurt Biedenkopf auf lange Sicht
überwunden werden. „Allerdings kommt
man nur mit Schritten der Vernunft vor-
an, wobei wir immer wieder Kraft aus
dem christlichen Glauben schöpfen müs-
sen", betonte der CDU-Politiker auf
einer Landestagung des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU Westfalen-Lippe

(EAK) in Dortmund. Die Delegierten be-
stätigten in geheimen Wahlgängen ein-
mütig den geschäftsführenden Vorstand.
Zu ihm gehören als Vorsitzender der
Bielefelder Landtagsabgeordn.ete Dr.
Gerhard Rödding, als Stellvertreter der
Dortmunder Ludwig Gerstein (Mitglied
des Bundestages), der Bochumer Jochen
Borchert (Mitglied des Bundestages und
der westfälischen Kirchenleitung), Ursula
Dippel aus Münster und als Schriftführer
Burkhard Budde aus Spenge.

Rödding wandte sich gegen einen
neuen Klerikalismus, der zu einer dok-
trinären Politik und zur Intoleranz führe.

Wichtig sei das kritische Gespräch.
„Dieses hat nicht den Sinn", so Staats-
minister Friedrich Vogel (Bundesvor-
standsmitglied des EAK) in einem Dis-
kussionsbeitrag, „parteipolitisch in die
Kirche einzuwirken". Vielmehr gehe es
dem EAK um konstruktive Beiträge in-
nerhalb der Kirche. Biedenkopf ermu-
tigte die Delegierten, Sensibilität im
Blick auf die neuen geistigen Strömun-
gen zu entwickeln und Brücken zu
schlagen. „Die Partei muß natürlich auf
brennende Probleme wie Arbeitslosig-
keit handfeste Antworten geben. Dies
gelingt jedoch nur, wenn es eine ge-
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meinsame geistige Quelle gibt", faßte
der CDU-Landesvorsitzende zusammen.

Zu Beisitzern wurden gewählt: Karl
Heinrich Gilhaus (Recklinghausen), Rai-
mund Fricke (Minden), Herbert Kayser
(Bielefeld), Hans Hoof (Siegen), Herbert
Dignas (Ibbenbüren), Dr. Karl Göckmann
(Schwerte), Gerhard Möhrs (Dortmund),
Karl-Heinz vom Schemm (Lüdenscheid),
Hans Overbeck (Bad Driburg), Gerhard
Philipps (Ahlen), Jürgen E. Rudolph
(Hagen), Peter Schikorsky (Bergkamen).

Der Geschäftsführer des EAK ist Hel-
mut Schönfeld aus Dortmund.

Neuwahlen beim EAK Gießen

Gießen: Mit einem Rückblick über die
zwei Konsolidierungsjahre beendete
Prof. Kramer seine Tätigkeit als Vorsit-
zender. Der EAK habe mit Vertretern
der evangelischen Kirche auf der Ebene
des Dekanats und auf Landesebene
Gespräche geführt. Eine öffentliche
Diskussionsveranstaltung zum Thema
„Frieden wahren, fördern und erneuern"
habe Gesichtspunkte aus dem Blickwin-
kel der Bundeswehr deutlich gemacht.
Hauptmann Steffen aus Lieh habe hier
referiert. Die Positionen der kirchlichen
Diskussion seien von Oberstudienrat
Klaus Frömmelt verdeutlicht worden.
Mitglieder d,es Gießener EAK-Vorstan-
des hätten sowohl die EAK-Bundes-
tagung in Mainz wie auch die Luther-
tagung des EAK-Landesverbandes in
Marburg besucht.

Als Nachfolger für das Amt des EAK-
Vorsitzenden im Kreis Gießen schlug
Prof. Kramer, der nicht wieder kandi-
dieren wollte, seinen bisherigen Stell-
vertreter, Klaus Frömmelt, vor. Die Wahl
erfolgte einstimmig. Zu stellvertretenden
Vorsitzenden wurden gewählt Barbara
Kempff (Gießen) und Adolf Wallbott
(Fernwald), als Schriftführer wurde Carl-
Ludwig Voss (Gießen) bestätigt. Beisit-
zer sind künftig Prof. Klaus Kramer
(Gießen), Stefan Schneider (Pohlheim)
und Hans Christian Hainich (Linden).
Klaus Frömmelt übernahm sein Amt mit
einem Dank an seinen Vorgänger und
die Mitarbeiter im Vorstand. Als weitere

Aufgabe des EAK nannte er, das Inter-
esse christlich orientierter Mitbürger an
der CDU ebenso zu wecken, wie umge-
kehrt die Förderung der Bereitschaft,
auch in der Kirche mitzuarbeiten.

EAK-Vorsitzender schreibt
an Kölner Superintendenten

Köln: Seine Bedenken gegen den von
drei Kölner Superintendenten unter-
schriebenen Aufruf zur Teilnahme am
Friedensgottesdienst in Jülich veröffent-
lichte der Vorsitzende des EAK Köln,
Ludwig-Theodor von Rautenstrauch in
einem offenen Brief. In dem an die
Superintendenten Heinz Aubel, Fried-
rich-W. Hellenberg und Manfred Kock
gerichteten Schreiben fragte der EAK-
Vorsitzende, weshalb die Superinten-
denten geschwiegen hätten, als die
Sowjetunion ihre Rüstung einseitig ver-
stärkte und sich ein Übergewicht in
Europa verschaffte, und weiter: „Woher
nehmen Sie die Sicherheit des rechten
Weges?" Für den EAK erklärte von
Rautenstrauch: „Auch wir beten für den
Frieden, aber wir werden dies nicht in
Jülich am 16. Oktober tun. Wir halten
nichts von Massenbewegungen, auch
wenn sie sich das Attribut Frieden um-
hängen. Wir glauben an die Wirksam-
keit einer Politik, wie sie von unserer
Regierung mit breiter parlamentarischer
Mehrheit betrieben wird und wie sie bis-
her den Frieden erhalten hat." Kritisch
wies der EAK-Vorsitzende darauf hin,
daß die Erklärung der Superintendenten
die Gefahr in sich trage, daß Anders-
denkende aus der Kirche vertrieben
werden könnten.

„Freiheit nur durch Demokratie"
Roman Herzog vor Evangelischem
Arbeitskreis Bremen

Bremen: Die Kirche — Geistliche und
Laien — könne und solle sich politisch
äußern. Immer aber müsse dabei be-
rücksichtigt werden, daß erst der welt-

anschaulich neutrale demokratische
Staat auch die Freiheit dafür gebe. Das
hat Professor Dr. Roman Herzog, Bun-
desvorsitzender des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU/CSU (EAK) in
einer Vortragsveranstaltung des Bremer
Landesverbandes festgestellt.

Sein Thema, ob nämlich der deutsche
Protestantismus demokratieunfähig sei,
wollte Herzog relativiert wissen, es gebe
eine Vielfalt von protestantischen Äuße-
rungen. Kirchliche Äußerungen seien
legal, selbstverständlich, legititim und
auch nötig. Als ein Beispiel nannte Her-
zog die Ostdenkschrift der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, die ein
wesentliches Thema für die allgemeine
politische Diskussion aufbereitet habe.

In letzter Zeit aber seien „Joker" ins
Spiel gekommen, etwa die Bergpredigt.
Wer diesen T,ext in ausgewählten Teilen
zum Maßstab einer globalen Verteidi-
gungspolitik erhebe, müsse sich fragen
lassen, warum er denn andere Teile,
die den Sozialstaat aufhöben, unerwähnt
lasse.

Herzog setzte sich für einen demo-
kratischen Pluralismus ein, der Bürger
sei kompetent und zuständig, politische
Grundfragen zu entscheiden. Dazu ge-
höre aber auch der Sachverstand. Man
solle nur in einem sicher sein, meinte
Herzog: Wer eine hundertprozentige
Gewißheit habe, verfüge entweder über
ungenügende Kenntnisse, über eine
klerikale Grundeinstellung oder über
beides.

Kirchlich gebundene Bürger sollten
sich nach Herzogs Ansicht loyal für den
demokratischen Rechtsstaat engagieren,
das sei gerade in Zeiten der Krise
nötig. Herzog warb schließlich noch da-
für, daß sich niemand von „intoleranten
Pastoren aus der Kirche hinauspredi-
gen" lassen, sondern das offene und
öffnende Wort in Kirche und Politik stär-
ken solle.

Der Bremer EAK-Vorsitzende Dr.
Friedrich Menke hatte zu dem Vortrag
im Haus der Bürgerschaft rund 100 In-
teressenten begrüßt, die Herzog, der
auch Vorsitzender der Kammer für
öffentliche Verantwortung in der EKD
ist, hören wollten.
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